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 Abwasserentsorgungsinfrastruktur 

– Anhörung von Sachverständigen (s. Anlage) 

Vorsitzende Astrid Vogelheim: Guten Morgen, liebe Kolleginnen, liebe Kollegen! 
Liebe Vertreterinnen der Landtagsverwaltung und der Ministerien! Sehr geehrte inte-
ressierte Gäste! Meine Damen und Herren! Ich begrüße Sie herzlich zur 11. Sitzung 
der Enquetekommission III „Wasser in Zeiten der Klimakrise“.  

Diese Sitzung gliedert sich in einen öffentlichen und einen nichtöffentlichen Teil. Im 
öffentlichen Teil findet eine Anhörung statt.  

Gibt es Einwände gegen die Tagesordnung? – Das sehe ich nicht. 

Sehr geehrte Herren und Damen Sachverständige, im Namen der Enquetekommission 
möchte ich Ihnen meinen herzlichen Dank für die heutige Teilnahme und besonders 
für die bereitgestellten Stellungnahmen aussprechen. 

Ich möchte noch einige organisatorische Hinweise geben.  

Aus zeitlichen Gründen ist nicht vorgesehen, dass die anwesenden Sachverständigen 
ihre schriftlichen Stellungnahmen in einem Eingangsstatement mündlich zusammen-
fassen. Vielmehr gehe ich davon aus, dass die Abgeordneten die schriftlichen Stel-
lungnamen gelesen und ausgewertet haben und nun Fragen an die Sachverständigen 
richten, um einzelne Sachverhalte zu vertiefen bzw. zu hinterfragen.  

Zunächst wird eine Fraktion ihre Frage an einen Sachverständigen richten, und die 
angesprochene Person kann dann unmittelbar darauf antworten. Für die Beantwortung 
einer Frage stehen maximal drei Minuten zur Verfügung. Anschließend folgt die 
nächste Frage der nächsten Fraktion.  

Mit Blick auf die Erfahrung der letzten Anhörung bitte ich darum, diese drei Minuten 
einzuhalten. Das gibt uns die Möglichkeit, vielfältigere Fragen zu stellen. Je kürzer die 
Antworten sind, umso mehr Fragen können wir stellen. Es gibt natürlich auch komplexe 
Zusammenhänge, für die diese drei Minuten ausgeschöpft werden müssen.  

Es kann spannend sein, zwei verschiedene Sachverständige zum gleichen Sachver-
halt zu fragen. Dafür gibt es zwei Möglichkeiten. Entweder werden in einer Frage zwei 
Personen angesprochen – dann werden die drei Minuten Antwortzeit auf die antwor-
tenden Sachverständigen aufgeteilt – oder es werden zwei Fragerunden genutzt.  

Die ständigen Sachverständigen der Enquetekommission haben ebenfalls das Recht, 
Fragen zu stellen. Die Fragen werden auf die jeweilige Fraktion angerechnet.  

Peter Blumenrath (CDU): Ich möchte den Sachverständigen meinen großen Dank für 
die schriftlichen Stellungnahmen und für die Zeit, die Sie uns heute für zur Verfügung 
stellen, aussprechen.  

Herr Hollstein, die Aquathermie – so kann man es immer wieder lesen – hat große 
Potenziale, die theoretisch gehoben werden könnten. Dabei ist die Rede von 15 % und 
mehr. Ist es ein realistisches Szenario, dass man daran entsprechend arbeitet? Die 
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Theorie ist das eine, das andere ist die Frage nach den Kosten-Nutzen-Faktoren. Wie 
groß schätzen Sie das Potenzial für die nächsten fünf bis zehn Jahre ein?  

Dr. Andreas Hollstein (Verband kommunaler Unternehmen): Die Aquathermie ist 
eine wichtige Komponente in der Dekarbonisierung unseres Landes. Ob sie wirklich mit 
15 % zu Buche schlägt, weiß momentan niemand. Ich persönlich und unser Verband 
raten diesbezüglich zur Vorsicht. Diese errechnete Zahl geht davon aus, dass die Poten-
ziale dieser kostenlosen Wärme – zumindest ist sie in der Erstehung kostenlos; um sie 
einzufangen, fallen erhebliche Kosten an – weitgehend nutzbar gemacht werden können. 
Wir gehen nach Schätzungen eher von 5 bis 10 % aus. Das ist unterschiedlich. 

Aquathermie meint Flusswärme. Durch die kommunalen Wärmeplanungen wird Fluss-
wärme wahrscheinlich für Wärmenetze genutzt werden. In Köln wird im Moment bei-
spielsweise die größte Wärmepumpe Europas, wahrscheinlich sogar weltweit, gebaut. 
Mit einer solchen Wärmepumpe geht natürlich einiges.  

Die Abwasserwärme ist abhängig von der Frage, wo sich die Anlage befindet. Kläran-
lagen liegen normalerweise nicht im verdichteten Raum im Innenbereich der Städte, 
sondern eher außerhalb. Durch die Kanalnetze müssen 13 l pro Sekunde fließen, da-
mit es wirtschaftlich ist. An der Wirtschaftlichkeit hakt es momentan noch. Aktuell sind 
fossile Energien wieder relativ preiswert. Selbst mit CO2-Bepreisung ist die Möglichkeit 
des Wärmetausches aus Abwasser unter betriebswirtschaftlichen Gesichtspunkten 
nicht überall sinnvoll. Insofern bin ich ein bisschen skeptischer.  

Nichtsdestotrotz sind beide wie Schwestern bzw. Brüder – sowohl die Entziehung von 
Wärme aus Flusswasser oder Fließgewässern als auch der Bereich aus Abwasser 
sind sinnvolle Komponenten, die uns wesentlich weiterbringen. Genaueres lässt sich 
sagen, wenn 2028 die kommunale Wärmeplanung aller Städte vorliegt. Damit werden 
alle Potenziale erkannt sein, zum Beispiel wird klar sein, wo Abwassersysteme in der 
Nähe von Ballungslagen liegen oder eine Kläranlage nutzbar gemacht werden kann, 
weil sie nicht so weit entfernt liegt. Wie bei vielen errechneten Zahlen wäre ich bei 
diesen 15 % vorsichtig. 

Julia Kahle-Hausmann (SPD): Auch seitens unserer Fraktion herzlichen Dank für Ihre 
Stellungnahmen und dass Sie heute hier sind, um Fragen zu beantworten. Prof. Dr. 
Teichgräber, die Rückgewinnung von Rohstoffen spielt eine Rolle. Gesetzlich vorge-
schrieben ist die Phosphorrückgewinnung aus Klärschlamm bis zum Jahr 2029, die 
noch nicht so in der Umsetzung ist, wie wir uns alle das möglicherweise wünschen. 
Die Übergangsfrist ist zu 75 % verstrichen.  

Können Sie beurteilen, ob und wie mit dieser Umsetzung der Phosphorrückgewinnungs-
pflicht in NRW gerechnet werden kann, und welche Hürden zu überwinden sind, um 
das vernünftig hinzukriegen?  

Prof. Dr. Burkhard Teichgräber (Deutsche Vereinigung für Wasserwirtschaft, Ab-
wasser und Abfall): Vielen Dank für diese Frage und für die Möglichkeit, eine Stellung-
nahme hier abzugeben. Sie haben es selbst erwähnt: Das Thema „Phosphorrückgewinnung“ 
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ist die einzige Rohstoffrückgewinnung aus Abwasser, die auf Bundesebene gesetzlich 
schon definiert ist. Die Klärschlammverordnung ist aus dem Jahr 2017. Die Frist, in-
nerhalb derer die Rückgewinnung umgesetzt werden sollte, ist für große Anlagen das 
Jahr 2029, für kleinere Anlage 2032. Zwischenzeitlich gab es auch noch eine Berichts-
pflicht für die Betreiber. 

Wir sind de facto noch längst nicht so weit. Das ist eigentlich sehr bedauerlich, denn 
aus gutem Grund ist Phosphor das erste Element, für das eine Rückgewinnung vor-
geschrieben ist. Im Gegensatz zu vielen anderen technisch eingesetzten Stoffen ist 
Phosphor nicht nur technisch wichtig – etwa bei der Trinkwasserenthärtung oder früher 
bei Sprengstoffen und Ähnlichem –, sondern auch ein essenzielles Element für jedes 
Leben, für jeden Energiestoffwechsel, jedweden lebenden Organismus. Deswegen ist 
es unbedingt sinnvoll, sich um diese Ressource zu kümmern.  

Die Frist ist zu 75 % abgelaufen. Entwicklungsmäßig ist eine ganze Menge bereits 
geschehen. Auch das Land Nordrhein-Westfalen hat diverse Untersuchungsprojekte 
und verschiedene Berichte gefördert, zum Beispiel von der RWTH Aachen, für die da-
mals Professor Pinnekamp engagiert war und heute Professor Wintgens und seine 
Mitarbeiter engagiert ist. Das Land ist also sehr umfangreich tätig geworden.  

Die größeren Betreiber haben sich teilweise zusammengetan und mit Förderungen 
des Landes Untersuchungen gestartet. Nach dem Bericht, den das UBA Anfang dieses 
Jahres veröffentlicht hat und der von der RWTH Aachen maßgeblich bearbeitet wor-
den ist, können bundesweit – das liegt vielleicht überhaupt im Rahmen des Möglichen – 
60 % des Phosphors aus der Abwasserfracht rückgewonnen werden. Darunter sind 
nur zwei Anlagen in Nordrhein-Westfalen aufgeführt. Für eine dieser Anlagen hat das 
Genehmigungsverfahren noch nicht begonnen. Stattdessen sind andere Anlagen an-
gedacht. Die Genehmigungsverfahren sind aber noch nicht einmal angelaufen. Insofern 
ist Nordrhein-Westfalen also an dieser Stelle auf gar keinen Fall weiter als der Bundes-
durchschnitt, sondern hinkt sogar noch hinterher. Ich rechne damit, dass weniger als die 
Hälfte des Phosphors wirklich zeitgemäß zurückgewonnen werden kann.  

Eine vorgesehene Alternative ist die geordnete Ablagerung von phosphorreichen Ver-
brennungsaschen aus Monoverbrennungen für Klärschlämme, die über entsprechend 
hohe Phosphorgehalte verfügen. Dafür braucht man aber Deponien. Genehmigte Depo-
nien sind sehr knapp, und der Genehmigungsprozess dauert sehr lange. Wir bewegen 
uns nach der Klärschlammverordnung in Richtung eines nicht legalen Zustands. Derzeit 
gibt es keine technische Möglichkeit, das alles noch zeitnah umzusetzen.  

Ich möchte ein letztes Thema ansprechen. Dass sich die Betreiber so zurückgehalten 
haben, liegt zum einen daran, dass keiner so richtig vorangehen wollte, Geld in eine 
Technologie zu investieren, die noch nicht in dem Maße erprobt ist, und zum anderen 
daran – und das halte ich für das Maßgebendere –, dass der Verbleib der Rezyklate 
mehr oder weniger ungeklärt ist. Alles aus dem Abwasserbereich hat ein Hautgout. 
Produkte aus dem Abwasserbereich – und Phosphor muss eigentlich in den Kreislauf 
zurück – sind derzeit praktisch noch nicht in die Lebensmittelwirtschaft vermittelbar. 
Das sind die wichtigen Gründe dafür, dass sich die Betreiber sehr zurückgehalten ha-
ben. Es ist nur über den Markt zu regeln, wenn Anlagen zur Verfügung stehen. Auf 
dem Markt sind keine entsprechenden Angebote verfügbar.  
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Hedwig Tarner (GRÜNE): Ich möchte mich erst einmal dafür bedanken, dass Sie hier 
sind, und außerdem dafür, dass Sie diese umfänglichen Stellungnahmen geschrieben 
haben. Sie sind sehr wertvoll für unsere Arbeit. Ich hoffe, dass wir mit den heute ge-
stellten Fragen ein Stückchen weiterkommen.  

Dr. Hollstein, Sie schreiben in Ihrer Stellungnahme, dass die Abwasserentsorgung 
eine kritische Infrastruktur darstellt. Was bedeutet das? Welche Konsequenzen folgen 
hieraus für die Betreiber? Sind sie dafür gerüstet? 

Dr. Andreas Hollstein (Verband kommunaler Unternehmen): Ich fange mit der Be-
antwortung mit der letzten Frage an. Wir sind nicht dafür gerüstet, weil wir bis vor kur-
zem noch in einer anderen geopolitischen Lage gelebt haben, als wir das derzeit wa-
chen Auges tun. Guten Gewissens dachten wir alle, dass wir diese Sache nicht so 
prioritär sehen müssen, wie wir es nun tun. Es werden mehr Anstrengungen unter-
nommen werden müssen. Die Betriebe im kommunalen Sektor haben häufig Wasser 
und Abwasser unter einem Dach.  

Es ist leicht vorstellbar, dass sich Gefahren beispielsweise von Computermanipulatio-
nen von außen unmittelbar im Wasser und mittelbar im Abwasser zeigen. Durch die 
bereits vorgenommenen Digitalisierungen kann sehr schnell eine Kläranlage zum Still-
stand kommen – mit entsprechenden Auswirkungen in Form von Umweltschäden und 
anderen Friktionen.  

Es ist davon auszugehen, dass bestimmte Kräfte – Terroristen, Erpresser, staatliche 
Erpresser oder Menschen, die sich mit Krieg in Europa beschäftigen – unsere Pläne 
und unsere Infrastruktur kennen. Wir müssen sehen, was wir diesbezüglich tun kön-
nen. Das ist ein mühsamer Prozess; das ist im Regelfall teuer.  

In Essen gibt es ein digitales Zentrum für Cybersicherheit. Wir wünschen uns, dass 
davon seitens der Branche mehr Gebrauch gemacht wird. Denn dort können beispiels-
weise 24/7 Cyberbedrohungen auf Computersysteme erkannt und frühzeitig verhindert 
werden. Dieses Projekt wurde mit Landesmitteln angestoßen und wird aktuell von ei-
nigen großen Betrieben getragen. Es wäre wünschenswert, dass wir das mehr in die 
Breite kriegen. Gerade bei den mittleren und kleineren Betrieben ist der Bedarf sicher-
lich hoch und nicht zu vernachlässigen.  

Dietmar Brockes (FDP): Vielen Dank, meine Damen und Herren, dass Sie uns heute 
zur Verfügung stehen und uns mit Ihren schriftlichen Stellungnahmen bereichert haben. 

Herr Dr. Hollstein, Sie weisen in Ihrer Stellungnahme auf einen Investitionsbedarf von 
rund 110 Milliarden Euro in Nordrhein-Westfalen bis 2045 hin. Die Finanzierung über 
Abwassergebühren allein sei nicht tragfähig, weshalb alternative Instrumente wie 
Nachrangdarlehen, Zuschüsse oder Landesbürgschaften notwendig seien.  

Welche konkreten Maßnahmen schlagen Sie darüber hinaus vor, um auf Landes- und 
Bundesebene alternative Finanzierungsinstrumente für die kommunale Abwasserinfra-
struktur zu etablieren und gleichzeitig die Gebührenbelastung verträglich zu halten? 
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Dr. Andreas Hollstein (Verband kommunaler Unternehmen): Diese Frage ist in der 
Tat eine der zentralen Fragen. Wenn sich all die Umstellungen, Modernisierungen und 
der revolvierende Ersatz für Netze nicht stemmen lassen, ist das problematisch.  

Im Gesamtkontext zeigt sich, dass die Branche, die Unternehmen durch die Umstel-
lungen in den Bereichen „Energie“ bzw. „Wärme“ schon reichlich gefordert sind. Der 
VKU und BDEW gehen bis zum Jahr 2030 von 721 Milliarden Euro aus. Ich räume 
gerne ein, dass bei jeder dieser Zahlen auch Abstriche gemacht werden können und 
jede Berechnung angreifbar ist. Sie macht aber die Relevanz des Themas deutlich.  

Der VKU ist bei dieser Thematik – weil die zugehörigen kommunalen Unternehmen 
alle Sparten bedienen müssen – sehr deutlich geworden. Die Bereiche „Wasser“ und 
„Abwasser“ fallen hintenüber. Deshalb wurde mit Hilfe des BBH-Büros versucht, eine 
Berechnung aufzustellen, welche Kosten bis zum Jahr 2040 entstehen. Nach der Be-
rechnung gemäß Königsteiner Schlüssel liegen die Kosten für NRW bei 110 Milliarden 
Euro. 50 % davon entfallen auf das Kanalnetz, 20 % auf die Abwasserbehandlungs-
anlagen und 30 % auf die Anlagen zu Regenwasserentlastung. Dann kommt man un-
gefähr hin. Das ist nicht mehr als eine Richtschnur.  

Es ist es wichtig, effektive Instrumente zu haben. Das Problem ist, dass viele nur in 
Förderungen denken. Förderung ist nicht unser Hauptproblem. Wir kommen an die 
Grenzen unseres Eigenkapitals, und das ist viel schwieriger. Die neue Bundesregie-
rung hat in einem absolut richtigen Schritt einen Vorschlag des BDEW und des VKU 
aufgegriffen und einen Fonds auf Bundesebene skizziert, der umgesetzt werden soll. 

Das ist auch auf Landesebene nötig, um besonders die kommunalen Unternehmen in 
NRW und andere Player zu unterstützen. Außerdem müssen Bürgschaften stärker ge-
nutzt werden. Sie bieten für Unternehmen eine Möglichkeit, sich auf dem Kreditmarkt 
besser zu refinanzieren.  

Ich möchte besonders darauf aufmerksam machen, dass Kommunen einen dringen-
den Bedarf an Nachrangdarlehen haben. Unsere Kommunen in NRW sind ohnehin in 
einer finanziell schwierigen Situation. Man wäre ein Traumtänzer, wenn man davon 
ausginge, dass sich das in den nächsten fünf Jahren verändern würde. Unsere Wirt-
schaft schleift, und das kommt mit einem Nachhall bei den Kommunen an. Es gibt aber 
die Möglichkeit der sogenannten Nachrangdarlehen, die mittlerweile in Nordrhein-
Westfalen vollständig im Haushalt abgebildet werden.  

Wenn eine Stadt Geld bei der NRW.Bank zu Kommunalkreditkonditionen aufnimmt 
und das beihilfefrei mit einem Aufschlag wieder an ein Unternehmen weitergibt, dann 
ist das zwar eine bessere Finanzierungssituation für das Unternehmen, aber ver-
schlechtert die Situation der Gesamtverschuldung der Stadt.  

Niedersachsen ist diesbezüglich weiter. Dort wurde – nach einer Experimentierklausel – 
in ein neues Gesetzgebungsvorhaben aufgenommen, dass solche Kredite für Unter-
nehmen, die in der Transformation stehen, neben dem Kernhaushalt gemacht werden 
können und nicht auf die Verschuldungslage angerechnet werden. Damit lässt sich 
Fahrt aufnehmen.  
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Keines der Finanzmittel allein – ob Fonds, Bürgschaft oder Nachrangdarlehen; ich 
lasse die Förderungen weg – reicht aus. Wir brauchen einen Mix von allen und das 
möglichst schnell.  

Zacharias Schalley (AfD): Auch unsererseits vielen Dank für die vorab schriftlich ein-
gereichten Stellungnahmen und dafür, dass Sie uns heute mit Ihrer Expertise zur Ver-
fügung stehen.  

Herr Professor Wintgens, Sie erwähnen in Ihrer Stellungnahme den aktuellen Stand 
der Anschlussquoten von 98,2 %. Können Sie ausführen, was mit den restlichen 1,8 % 
ist? Warum sind die noch nicht angeschlossen? Wo befinden die sich? Welche Ge-
bäude oder Grundstücke sind das, und wie ist der Stand? Kann man damit rechnen, 
dass wir absehbar 100 % erreichen? 

Prof. Dr. Thomas Wintgens (RWTH Aachen): Der Anschlussgrad an die Kanalisation 
ist sehr hoch. Natürlich gibt es auch einzelne Liegenschaften oder Strukturen, die sehr 
weit abgelegen sind. Es gibt in NRW auch Mittelgebirgsregionen. Diese Systeme ha-
ben dann die Anforderungen, individuelle Abwasserbehandlungssysteme zu nutzen, 
die auch einem gewissen Stand der Technik entsprechen. Insofern ist es nicht unbe-
dingt erforderlich oder wünschenswert, auf 100 % zu kommen. Es kann für sehr abge-
legene Liegenschaften durch zum Beispiel dezentrale Kleinkläranlagen auch jenseits 
des Anschlusses an die zentrale Infrastruktur eine angemessene Abwasserbehand-
lung erreicht werden. 

Stephan Wolters (CDU): Herr Dr. Hollstein, Sie sind in Ihren Ausführungen auf die 
Finanzierungsmöglichkeiten und -notwendigkeiten eingegangen, die aus diesem gi-
gantischen Kostenkomplex resultieren, den dieses Themengebiet mit sich bringt.  

Inwieweit kann die erweiterte Herstellerverantwortung aus der Kommunalwasserricht-
linie bedarfsgerecht umgesetzt werden? Können Sie die Idee der erweiterten Herstel-
lerverantwortung erklären, um darauf einzugehen, ob dies auch ein Finanzierungsmo-
dell für andere Bereiche wäre? Wir werden uns heute sowieso noch über das Thema 
„Kosten“ und über eine mögliche Finanzierung unterhalten.  

Dr. Andreas Hollstein (Verband kommunaler Unternehmen): Die Herstellerverant-
wortung wurde auf europäischer Ebene mit einer Richtlinie geregelt, die vorschreibt, 
dass 80 % der Kosten, die durch die Verunreinigung durch bestimmte Stoffe – insbe-
sondere durch Kosmetika und Pharmazeutika – entstehen, von den Verursachern ge-
tragen werden müssen.  

Der VKU unterstützt diese Kostentragungspflicht vor dem Hintergrund, dass es sach-
lich nicht gerecht wäre, diese Kosten, die oft gehäuft an Orten wie etwa hinter Kran-
kenhäusern oder pharmazeutischen Industrien auftreten, dem Steuerzahler und der 
Steuerzahlerin aufzubürden.  

Uns stimmt allerdings sorgenvoll, dass auf EU-Ebene im Rahmen des Omnibus-Pakets 
aktuell die Herstellerverantwortung wieder neu diskutiert wird, obwohl sie geltende 
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Richtlinie ist. Auch vonseiten der pharmazeutischen Industrie und der Kosmetikindustrie 
gibt es den Versuch, durch rechtliche Schritte die Umsetzung in Deutschland zu ver-
hindern.  

Es ist aber absolut sachgerecht, dass sich diejenigen, die besonders stark zur Verun-
reinigung beitragen, auch an den entstehenden Kosten beteiligen – ich lasse offen, zu 
welchem Prozentsatz. Diese 80 % waren ein Kompromiss, der unter Mitwirkung des 
Europaparlaments als demokratische und verantwortliche Organisation gefunden 
wurde. Dahinter steckt, in Richtung Kreislaufwirtschaft zu denken und Verantwortung 
zu übernehmen.  

Das kollidiert allerdings mit den momentanen Bemühungen, Europa als Produktions- 
und Industriestandort nach vorne zu bringen. Es ist nicht zu verhehlen, dass auferlegte 
Kostentragungspflichten für in Europa produzierende Unternehmen zu einer Verteue-
rung der Produkte, gerade im Medizinsektor, beitragen. 

Darum geht es in der laufenden, hochstrittigen Debatte. Unser Verband ist dafür, aber 
die Umsetzung in Deutschland fehlt, und die Frage, ob Europa bei der Regelung bleibt, 
versehe ich mit einem kleinen Fragezeichen. 

Julia Kahle-Hausmann (SPD): Herr Professor Teichgräber, Sie sprachen davon, dass 
die Phosphor-Rezyklate einen gewissen Hautgout hätten und nicht so gern genommen 
würden.  

Woran liegt das? Sie schreiben in Ihrer Stellungnahme auch von gesetzlichen Hürden. 
Könnten Sie näher darauf eingehen, woran das wirklich genau liegt? 

Prof. Dr. Burkhard Teichgräber (Deutsche Vereinigung für Wasserwirtschaft, Ab-
wasser und Abfall): Die Frage ist ein bisschen schwierig, weil sie sich relativ stark 
auf menschliche Gefühle und ein Bauchgefühl bezieht.  

Es gibt viel Erfahrung mit der landwirtschaftlichen Bewertung von Klärschlamm, in dem 
Phosphor und Stickstoff stofflich – allerdings gemeinsam mit anderen Stoffen, die man 
in der Umwelt nicht sehen wollte –, verwertet wurden. Deswegen hat sich Nordrhein-
Westfalen dafür entschieden, den Klärschlamm in die Verbrennung zu bringen. Zu 
dem damaligen Zeitpunkt gab es eine richtige Front, dass Produkte, die auf mit Klär-
schlamm gedüngten Flächen erzeugt wurden, minderwertig sind und zum Beispiel 
nicht für Kindernahrung verwendet wurden. Das habe ich mit „Hautgout“ bezeichnet. 

Die Versuche, andere Recyclingprodukte zum Beispiel Stickstoff aus der Strippung 
von Schlammtrübwässern in den technischen Kreislauf zurückzubringen, sind immer 
wieder durch sehr hohe Anforderungen an die Sauberkeit und die Rückverlagerung 
der Haftungsfragen auf den Produzenten des Rezyklats blockiert worden. Das hatte 
den Erfolg, dass solche Kreisläufe kaum in Gang gekommen sind.  

Es gibt jetzt im wahrsten Sinne des Wortes zarte Pflänzchen, etwa MAP-Rezyklate, 
die aber eher auf dem Liebhaberwege statt über den Markt und den Preis vermarktet 
werden.  
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Abgesehen davon sind im Augenblick die Preise für Rezyklate sehr hoch. Derzeit ist 
es noch billiger, Phosphor irgendwo auf der Welt abzubauen und zu importieren. Die 
Aufbereitungskosten sind so hoch, dass sie nicht auf den Markt, sondern derzeit nur 
auf die Abwasserreinigung umgelegt werden müssten. Wir haben gerade gehört, wie 
die Kosten gesehen werden, und dass gerade diese Zusatzkosten die Abwasserge-
bühren belasten. Über den Markt ist das bisher auf keinen Fall zu regeln. 

Prof. Dr. Johannes Pinnekamp (Sachverständiger EK III): Meine erste Frage richtet 
sich an Frau Lenz von den StEB Köln und dem Abwassernetzwerk Rheinland. Du hat-
test in deiner Stellungnahme die Bedeutung der Integration von Klimaanpassungsas-
pekten in die kommunalen Planungsprozesse erwähnt.  

Wie funktioniert das in Köln? Welche Ämter sind daran beteiligt? Wer hat den Hut auf? 
Welche Hemmnisse stehen dem entgegen? 

Dr. Jutta Lenz (Abwassernetzwerk Rheinland): Die Hemmnisse in Köln sind vor allen 
Dingen diese unterschiedlichen Zuständigkeiten in der Stadtverwaltung. Die Stadt Köln 
betreut in ihren Ämtern den Ausbau der Stadt, macht die Bauleitplanung und die über-
greifenden Baugesetzgebungen. Die StEB Köln ist eine Anstalt des öffentlichen 
Rechts und nicht direkt mit der Stadtverwaltung verbunden.  

Im Rahmen von Stellungnahmen, zu denen wir relativ spät angefragt werden, versuchen 
wir, wasserwirtschaftliche Stellungnahmen abzugeben, wie zum Bespiel Baugebiete 
ausgewiesen oder wie Schwammstadtkonzepte umgesetzt werden können. In diesen 
Baugebieten werden dann Wasserwege so geführt, dass das Wasser unschädlich 
etwa in Bereiche mit Versickerungsmulden geleitet werden kann, sodass keine Schäden 
an Gebäuden oder Ähnlichem entstehen.  

Wir versuchen auch, Grün im Bestand zu aktivieren. Das ist sehr schwierig, weil jeder 
Grundbesitzer oder jeder Eigentums- bzw. Eigenheimbesitzer die Oberhoheit über 
seine Immobilie hat. Es ist sehr viel Überzeugungsarbeit nötig, um die Menschen dazu 
zu bewegen, die Dächer oder Fassaden zu begrünen. In Köln gibt es den Fördertopf 
„GRÜN hoch 3“ für Zuschüsse. Viele Leute haben dann aber Probleme damit, das zu 
pflegen oder sehen zu viel Arbeit darin. Das umzusetzen, ist in vielerlei Hinsicht unbe-
quem. 

Es ist eine ganze Menge Überzeugungsarbeit nötig – in der Politik aber auch gegen-
über Bürgerinnen und Bürgern. Im Rahmen von zwei Beispielprojekten in Köln hat das 
gut funktioniert. Wir müssen die Bürger einbinden und sie seitens der Stadtverwaltung 
möglichst früh in die Regelungen für die Baugebiete einbeziehen. 

Dietmar Brockes (FDP): Herr Professor Wintgens, Sie führen in Ihrer Stellungnahme 
an, dass für bestimmte Vorhaben verstärkt Public-Privat-Partnership erprobt werden 
könnte.  

Welche konkreten Chancen sehen Sie in der Anwendung von PPP-Modellen im Bereich 
der Abwasserinfrastruktur etwa im Hinblick auf Investitionsbeschleunigungen, Investi-
tionsförderungen oder Betriebseffizienz? In welchen Teilbereichen der Abwasserwirtschaft 
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halten Sie PPP-Ansätze für besonders geeignet bzw. wo nicht? Worin sehen Sie Grenzen 
und Risiken? 

Prof. Dr. Thomas Wintgens (RWTH Aachen): Dieses Konzept ist umstritten, aber ich 
wollte es einmal in den Raum stellen. Es gibt sicherlich Bereiche – gerade in der in-
dustriellen Wasserwirtschaft –, in denen es schon Betriebsführungsmodelle gibt, bei 
denen Industrieanlagen, Industriewassersysteme von privaten Partnern betrieben wer-
den. Auch in Nordrhein-Westfalen gibt es dafür einige Beispiele. Das funktioniert so 
weit gut und fügt sich in den Industrieparkbetrieb oder in den Betrieb eines einzelnen 
Industriestandorts gut ein.  

Dabei sind verschiedene Akteure aktiv. Darunter sind solche, die mehrheitlich in öf-
fentlicher Hand sind, große Wasserwirtschaftsakteure, die nach privatwirtschaftlichen 
Modellen arbeiten, oder auch private Partner.  

Das gerade angesprochene Phosphor-Recycling ist ein Modell, dessen Umsetzung 
und Implementierung nicht leicht sein werden. Es wird nicht leicht sein, diesbezüglich 
zu einer zeitnahen Lösung zu kommen. Ein Teil der Prozesse ist dem Phosphor-Re-
cycling dienlich und kommt etwa aus dem Bereich der chemischen Industrie wie die 
nasschemischen Prozesse. Es stellt sich die Frage, ob die Industriestandorte in Nord-
rhein-Westfalen und ihre Kapazitäten, die stark mit der chemischen Industrie im Zu-
sammenhang stehen und genutzt werden – bei denen aufgrund marktwirtschaftlicher 
Veränderungen leider aktuell Kapazitäten frei werden –, eingebunden werden können.  

Es sollte sehr neutral geprüft werden, ob sich dadurch sehr effizient bestimmte Pro-
zesse umsetzen lassen, die aktuell nicht zu den Kernprozessen der Siedlungsentwäs-
serung und Abwasserreinigung gehören. Diese Bereiche sollten nach wie vor in öffent-
licher Hand bleiben. 

Zacharias Schalley (AfD): Herr Professor Bosseler, Sie schreiben in Ihrer Stellung-
nahme, dass die verfügbaren Mittel für Instandhaltung und Modernisierung grundsätz-
lich ausreichend seien.  

Gehen Sie davon aus, dass das Geld auch dann noch reicht, wenn – wie abzusehen ist – 
zum Beispiel die Anforderungen oder die Standards steigen, wie es abzusehen ist? 

Prof. Dr. Bert Bosseler (IKT – Institut für Unterirdische Infrastruktur [per Video 
zugeschaltet]): Meine Ausführung bezog sich auf das, was gerade in den Kommunen 
diskutiert wird. Es ist nicht so, dass für alle Anforderungen das Geld reicht. Es ist eher 
so, dass der Engpass nicht das Geld, sondern die schwierigen Vergabeverfahren und 
andere Hindernisse sind, sodass das Geld schlichtweg nicht unter die Erde gebracht 
werden kann. Das ist der Hintergrund meiner Antwort. 

Sollten alle Anforderungen gestellt werden, dann wird das Geld natürlich knapp. Wir 
nehmen wahr, dass viele Kommunalvertreter, die für die technische Ausführung Ver-
antwortung tragen, sagen: Es ist nicht das Problem, dass wir zu wenig Gebühren haben, 
sondern dass die Gebühren schlichtweg nicht unter die Erde kriegen. 
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Peter Blumenrath (CDU): Herr Hollstein, in Ihrer Stellungnahme haben Sie zu den 
Synergien bei der Zusammenlegung von Standorten und dem Förderungsbedarf sol-
cher Maßnahmen – Stichworte: verbinden und zusammenführen – ausgeführt. Können 
Sie das noch einmal tiefer beleuchten? 

Dr. Andreas Hollstein (Verband kommunaler Unternehmen): Zur Einordnung un-
serer Stellungnahme: Es ist nicht die Regel, Dinge im Abwasserkreislauf zusammen-
zulegen, weil das technisch nicht so einfach ist.  

Ich mache das einmal an den Klärbecken deutlich. Zwei Betreiber haben gleiche Klär-
becken in der gleichen Größe. Die Städte sind gleich. Das Beispiel ist schon etwas 
aus dem Labor, aber: Beide Klärbecken müssen erneuert werden. Es kann viele 
Gründe dafür geben, sich zusammenzuschließen und nur eines der Becken zu ertüch-
tigen. Das kommt aber immer auf die örtlichen Gegebenheiten an, denn das Abwasser 
muss zu der anderen Kläranlage geleitet werden. Das führt dann zu neuen Infrastruk-
turkosten, die den Möglichkeiten durch den Neubau gegenübergestellt werden müs-
sen. Grundsätzlich gilt da der Satz: Durch eine größere Einheit entstehen Skalenef-
fekte, die ich nutzbar machen möchte.  

Wir wünschen uns, dass so etwas freiwillig in interkommunaler Vereinbarung flexibler 
handhabbar gemacht wird und vielleicht sogar gefördert würde, denn das ist eine Mög-
lichkeit, dem zu begegnen. Das gilt für den Bereich „Abwasser“ sowie insgesamt für 
die öffentliche Verwaltung. Auch dort gibt es einen Fachkräftemangel. Durch Syner-
gien und Zusammenarbeit lässt sich einiges Potenzial heben. Dass die Menschen mit 
geeigneten Abschlüssen für hochspezialisierte technische Analysen plötzlich vom 
Himmel fallen, ist genauso unwahrscheinlich, wie dass wir plötzlich mehr Rohrbohr- 
und Tiefbauunternehmen in Deutschland haben. 

Zum Thema „unter die Erde bringen“: Wir haben derzeit 3.500 Tiefbauunternehmen 
mit mehr als 23 Mitarbeitern und circa 11.000 Kommunen, die das alles im Wärmenetz 
machen und die darüber hinaus Abwasser im Straßenbau und auch noch im Bereich 
„Infrastruktur“ unter die Erde bringen wollen. Das ist eine sehr schwierige Aufgabe .  

Kurz gefasst: interkommunale Zusammenarbeit dort, wo es möglich ist, auch in der 
Infrastruktur und zusammenhängend denken. Denn das spart Geld der Gebührenzah-
lerinnen und Gebührenzahler. 

Julia Kahle-Hausmann (SPD): Ich frage Frau Lenz noch einmal zu der Rückgewin-
nung von Rohstoffen aus dem Abwasser. Sie schreiben in Ihrer Stellungnahme unter 
anderem von Kooperationen zwischen Abwasserunternehmen, chemischer Industrie 
und Landwirtschaft. Sehen Sie Möglichkeiten für Kooperationen zwischen Abwasser-
wirtschaft und anderen Sektoren? 

Dr. Jutta Lenz (Abwassernetzwerk Rheinland): Die vorhandenen Probleme durch 
den Klimawandel und den Ressourcenschutz sind in der Gesellschaft allgegenwärtig.  

Die Landwirtschaft und die chemische Industrie sind in diesen Zusammenhang die wich-
tigsten Sektoren. Die Landwirtschaft ist, je nachdem wie sie ihre landwirtschaftlichen 
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Felder bewirtschaftet, ein großer Treiber für die Grundwasserqualität. Die chemische 
Industrie ist sicherlich ein großer Player im Bereich der Phosphor-Rückgewinnung und 
Rückgewinnung anderer Stoffe – auch Kohlenstoff lässt sich aus dem Klärschlamm 
zurückgewinnen, ebenso wie Schwer- oder Edelmetalle aus dem Abwasser. Das ist 
aktuell zwar nicht wirtschaftlich, aber es ist nun einmal so, dass diese Stoffe enthalten 
sind.  

Früher war es in der Landwirtschaft gang und gäbe, diese Stoffkreisläufe für die Nähr-
stoffe zu schließen. Das ist heute zum Teil nicht mehr möglich, weil Abwasser oder 
Klärwerke Schadstoffsenken sind. Im Abwasser sind sehr viel Mikroplastik und sehr viele 
Mikroschadstoffe aus Kosmetika und Medikamentenrückständen. Es ist jetzt schwieriger 
als vor 200 Jahren, das zu nehmen und für die Felder zur Verfügung zu stellen.  

Langfristig wäre es möglicherweise nicht der schlechteste Gedanke, wieder darauf hin-
zuarbeiten, diese Schadstoffe aus der Umwelt zu entfernen, und dass die Menschen, 
die Industrie und das Gewerbe versuchen, möglichst nur Sachen in den Produkten zu 
verwenden, mit denen die Erde auch fertig wird. Das ist eigentlich eine Idee, die um-
fassend für alles gilt. Es wäre zu kurz gegriffen, spezielle Sektoren oder Branchen 
herauszugreifen.  

Mit der Landwirtschaft und den Leuten, die für die Raumplanung und die Flussgebietsent-
wicklung zuständig sind, lässt sich anfangen. Es würde viele Probleme lösen, wenn Flüsse 
auch wieder Auen zur Verfügung hätten und Raum zum Ausbreiten. Das ist ein langfristiger 
Gedanke, aber irgendwann muss man auch mit langfristigen Dingen beginnen. 

Hedwig Tarner (GRÜNE): Frau Lenz, Sie betonen in Ihrer Stellungnahme mehrfach, 
dass interkommunale Zusammenarbeit wichtig ist. Sie sprechen heute auch für das 
Abwassernetzwerk Rheinland. Was ist das für ein Netzwerk? Können Sie uns das vor-
stellen? Wer ist Mitglied? Werden Beiträge erhoben? Was ist der Sinn des Ganzen? 

Dr. Jutta Lenz (Abwassernetzwerk Rheinland): Das Abwassernetzwerk Rheinland 
wurde 2003 als Initiative der Stadtentwässerung in Köln gegründet. Dann ist es ein 
bisschen in der Versenkung verschwunden, und 2010 bzw. 2011, als die Dichtheits-
prüfung für die Grundstücksleitungen vorgeschrieben worden ist, hat unser Vorstand 
mich gebeten, das wieder ins Leben zu rufen.  

Wir haben dann die Gemeinden rund um Köln aktiviert und uns für einen Erfahrungs-
austausch zusammengeschlossen. Fortan treffen wir uns viermal im Jahr in loser 
Runde ohne gegenseitige rechtliche Verpflichtung zum Erfahrungsaustausch: Wie 
machst du das? Wie machen wir das? – Es gibt verschiedene Bezirksregierungen, die 
für die einzelnen Kommunen zuständig sind. Dort kann man sich untereinander aus-
tauschen. 

Jüngst haben wir eine interkommunale Kooperation geplant. Wir wollen die Aqua-
Olympiade ins Leben rufen, um Recruiting zu betreiben und um junge Menschen für 
unser Metier zu begeistern. 13 von 20 Kommunen des Kreises machen mit. Wir wer-
den beim Land einen Förderantrag stellen und wollen dann über eine spielerische Ak-
tion junge Leute für das Thema gewinnen.  
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Vor allem für die kleineren Kommunen ist das Thema „Digitalisierung“ und alles, was 
damit zusammenhängt, viel zu schwierig, zu teuer und zu anspruchsvoll, um es selbst 
stemmen zu können. Die Stadt Köln hat schon reichlich Probleme damit, aber für die 
kleinen Kommunen – das erfahre ich von Leuten des Abwassernetzwerks – ist das 
eine ganz andere Herausforderung. Ich halte es für unbedingt nötig, sich um diese 
kommunalen Zusammenschlüsse und Kooperationen zu kümmern, sodass sich ver-
schiedene Menschen etwa in der Nachbarschaft zusammentun. 

Dietmar Brockes (FDP): Professor Wintgens, welche rechtlichen, wirtschaftlichen 
oder auch organisatorischen Rahmenbedingungen müssten aus Ihrer Sicht gegeben 
sein, damit PPP-Modelle erfolgreich und nachhaltig erprobt werden können? Würden 
Sie es denn auch befürworten, wenn das dann zum Beispiel gezielt Pilotprojekte zur 
Evaluierung solche Modelle initiieren würde? 

Prof. Dr. Thomas Wintgens (RWTH Aachen): Ich glaube schon, dass Pilotmodelle 
und Pilotvorhaben sehr nützlich sind. Wir haben darüber gesprochen, dass verschie-
dene Ressourcen und Zukunftsmodelle in der Wasserwirtschaft gerade im Hinblick auf 
die Kreislaufwirtschaft und zirkuläres Wirtschaften zum Teil noch nicht regulatorisch 
belegt sind. Insbesondere in diesem Bereich könnten explorativ und gegebenenfalls 
bestimmten Anreizmodellen folgend solche Modelle getestet werden. 

Dabei sind natürlich die grundsätzlichen Vorgaben der Bundes- und Landesgesetzge-
bung sowie der kommunalen Satzungen zu beachten, etwa gewisse Überlassungs-
pflichten oder Klärschlamm-Entsorgungskonzepte. Das gilt gerade in dem Bereich, in 
dem sich das Aufgabenspektrum ausweitet und insbesondere auch in Richtung Kreis-
laufwirtschaft bewegt, aber auch im energiewirtschaftlichen Sinne für Schnittstellen zur 
Energiewirtschaft.  

Bei Vorhaben im Forschungsbereich wie zum Beispiel der Methanolsynthese aus Bio-
gas liegen wir außerhalb der Entsorgungspflichten und können Schnittstellen zur Ener-
gie- bzw. Materialwirtschaft erkunden. Gerade in diesem Bereich, für den wir markt-
wirtschaftliche Mechanismen brauchen, in die diese Kreisläufe eingebunden werden, 
sind – wie Frau Lenz gesagt hat – Kooperationen der Chemie- und Energiewirtschaft 
sinnvoll und erprobenswert.  

Zacharias Schalley (AfD): Herr Professor Bosseler, Sie schreiben in Ihrer Stellung-
nahme, dass notwendige Baumaßnahmen zum Gewässerschutz unter Umständen 
durch Vorgaben des Naturschutzes behindert werden können.  

Können Sie dazu ein paar konkrete Beispiele nennen? Wie sollte man Abhilfe schaf-
fen, damit diese Konflikte aufgelöst werden können?  

Prof. Dr. Bert Bosseler (IKT – Institut für Unterirdische Infrastruktur [per Video 
zugeschaltet]): Ich nenne Ihnen ein typisches Beispiel. An die Einleitung in ein Gewässer – 
also mit welchen Mengen eingeleitet werden darf – werden Anforderungen gestellt. 
Bei einem kleinen, empfindlichen Gewässer wird im Sinne des Gewässerschutzes zum 
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Beispiel gefordert, dass die Einleitung gedrosselt bzw. verzögert werden muss, also 
weniger Wasser in einem Stoß eingeleitet werden kann. In einem solchen Gebiet müs-
sen natürlich dafür entsprechende Bauwerke erstellt werden. Es kann durchaus auf-
grund des Naturschutzes sein, dass die Erstellung eines solchen Bauwerkes in diesem 
Gebiet gar nicht möglich und bauen grundsätzlich untersagt ist. Das ist durchaus wi-
derstrebend.  

Es gibt Kommunen, die dann aus Sicht des Gewässerschutzes eine Ordnungsverfü-
gung bekommen, eine Drossel bauen zu müssen, die aber auf der anderen Seite aus 
Sicht des Naturschutzes so nicht funktionieren kann. Die Kommunen sind dann in einem 
Schwebezustand. Diese Verfügung wird dann verlängert. Das ist ein Beispiel, es gibt 
bestimmt noch viele andere, von denen eher die Kommunen berichten können.  

Beides ist gut gemeint und richtig, nur manchmal entsteht aus dem Wollen verschie-
dener Dinge ein Dilemma. Das kann viele Rechtsbereiche betreffen und ist grundsätz-
lich eine politische Frage, die nicht nur diesen speziellen, diskutierten Fall betrifft. Es 
gibt Zielkonflikte, die sich nicht immer auflösen lassen. Es muss gewichtet werden. Die 
einzelnen Behörden verfolgen sehr stark die Umsetzung der Regelung ihres eigenen 
Rechtsbereichs, legen darauf Wert und überprüfen das. Das bedeutet, dass der Ein-
zelne in der Verantwortung steht, den Naturschutz oder den Gewässerschutz oder an-
dere Rechtsbereiche umzusetzen. Er muss das tun. An dieser Stelle fehlt dann eine 
Gewichtung. Im Prinzip muss es Ermessenspielräume geben, die auch ausgenutzt 
werden. Das passiert nicht immer sehr schnell, sondern nur, wenn über sehr lange Zeit 
der Druck steigt und man schließlich in einer Sackgasse gelandet ist. 

Stephan Wolters (CDU): Herr Dr. Hollstein, ich hatte vorhin schon gesagt, dass wir 
uns noch häufiger zum Thema „Refinanzierung“ bzw. zu Finanzfragen unterhalten wer-
den. Es wurde an verschiedenen Stellen gesagt, dass das Geld schlecht unter die 
Erde zu bringen ist. Durch Tätigkeiten im kommunalen Bereich sind sehr viele von uns 
häufig mit der Thematik beschäftigt. Wir kennen also die Problemstellung.  

An welcher Stelle sehen Sie Verbesserungsbedarf im Bereich der wirtschaftlichen 
Steuerung und Priorisierung von Sanierungs- und Unterhaltungsmaßnahmen von Ab-
wasserinfrastruktur, um den Investitionsbedarf künftig besser abbilden zu können? Es 
wird nicht alles auf einmal umsetzbar sein. Es ist zwar – Gott sei Dank – gesagt wor-
den, dass Geld nur ein Faktor ist, aber wenn aufgrund aktuell knapper Ressourcen 
das nicht umzusetzen ist, dann drängt sich die Frage nach der Priorisierung von an-
deren Dingen, die im Vorgriff getätigt werden müssen, in den Vordergrund.  

Dr. Andreas Hollstein (Verband kommunaler Unternehmen): Das wird ohnehin 
schon in jedem Abwasserwerk gemacht, weil auch das Geld endlich ist – ebenso wie 
die vorhin von mir angesprochenen Verfügbarkeiten von Tiefbaukapazitäten. Das gilt 
auch für die Prozesse im kommunalen Raum. Das Geld allein macht nicht wunschlos 
glücklich.  

Selbst wenn ein Planer gefunden wird – auch das ist eine Problematik –, ist man nicht 
wunschlos glücklich, denn auch die Vergaben müssen gesteuert werden. Die Verga-
bestelle ist bei größeren Kommunen eine Schwachstelle, weil sie nicht nur für den 
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Abwasserbereich zuständig sind. Insofern ist das eine gewohnte Aufgabe, die lokal 
von vielen gut arbeitenden Damen und Herren gemeistert wird. 

Es entsteht eher eine andere Problematik. Bei eingehender Beschäftigung mit den 
Zahlen zeigt sich, dass es im Abwasserbereich in den Jahren 1951 bis 1960 und 1961 
bis 1970 eine Vielzahl von Investitionen gegeben hat. Selbst wenn Abschreibungszeit-
räume unterstellt werden, die theoretisch und auch praxisbezogen realistisch sind, 
kommen diese Infrastrukturen naturgemäß an ein Ende. Das ist logisch erklärbar.  

Damals wurde damit begonnen, Abwasser geordneter in ein Verfahren zu bringen. 
Damit wurden in den ersten zwei Dekaden viele Leitungslängen geschaffen, die jetzt 
an das Ende ihrer Lebenszeit kommen. Deshalb ist es sehr wichtig, nicht alles leisten 
zu wollen, sondern punktuell Verbesserungen zu machen und zu prüfen, wo eine Wei-
terentwicklung in Technik Sinn macht und wo sie nicht sinnvoll ist. Jede neu einge-
führte Technik muss parallel zu der Ertüchtigung von Bestandssystemen ausgebaut 
werden. Dabei kommen unsere Unternehmen an Grenzen.  

Interkommunale Zusammenarbeit ist immer sinnvoll – selbst als Abwasserbetriebslei-
ter eines Eigenbetriebs. Wenn mehrere Kommunen auf Kanalspülwagen verzichten 
und gemeinsam bzw. nur eine Kommune einen anschafft, der von allen ausgelastet 
wird, dann ist das natürlich wirtschaftlicher, als wenn jeder seinen eigenen hat.  

Es gibt noch Dinge im System, die wir verbessern können, die immer örtlich gelöst 
werden müssen und die naturgemäß zäh sind. Mit Moderationsrunden vieler Ver-
bände, die daran arbeiten, solche Verknüpfungen möglich zu machen, kann man das 
tun. Das entbindet uns nicht von der Frage, welche Dinge am dringendsten hinsichtlich 
Umwelt und am systemrelevantesten sind und was noch ein, zwei Jahre warten kann, 
ehe Ersatzinvestitionen vorgenommen werden müssen. 

Julia Kahle-Hausmann (SPD): Herr Professor Teichgräber, Sie verweisen mehrfach 
auf die Nichtauszahlung von Fördermitteln.  

Woran liegt das? Wie lässt sich deren Verwendung steigern? 

Prof. Dr. Burkhard Teichgräber (Deutsche Vereinigung für Wasserwirtschaft, Ab-
wasser und Abfall): In den vorab schriftlich zugegangenen Fragen sind Fördermittel 
immer wieder als ein Weg, stark steigende Abwassergebühren abzufedern, beschrie-
ben worden. Herr Hollstein hat aus gutem Grund darum einen Bogen gemacht.  

Grundsätzlich fordert die EU-Wasserrahmenrichtlinie kostendeckende Gebühren für 
die Wasserbranche, das bedeutet also, dass die Nutzer auch die Kosten tragen müs-
sen. Einer der Seitenwege ist, auch die Industrie an der vierten Reinigungsstufe zu 
beteiligen – wir haben es vorhin bereits diskutiert. Die EU-Wasserrahmenrichtlinie for-
dert aber auch die Durchführung einer wirtschaftlichen Analyse für die Entwicklung der 
Gewässergüte und der notwendigen Maßnahmen. Zum Anfang ist das einmal gemacht 
worden und seitdem nicht mehr.  

Manche Wege ließen sich besser steuern, wenn grundsätzlich alle Maßnahmen, die 
auf den Gewässerschutz einzahlen, tatsächlich auch wirtschaftlich bewertet werden. 
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Im Ergebnis bedeutet das, dass langfristig die Kosten immer in der Abwassergebühr 
ankommen. Selbst wenn wir Bürgschaften, Darlehen oder verbesserte Darlehensmög-
lichkeiten mit geringerer Zinslast erzeugen, kommen die Gesamtkosten bei der Ab-
wassergebühr an.  

Förderungen dürfen demnach nicht für Pflichtaufgaben gewährt werden und sind des-
wegen auch kein geeignetes Instrument, um in der Fläche die Gebühren zu senken. 
Sie sind aber ein ganz wichtiges Instrument, um neue Technologien an den Start zu 
bringen und damit auch mögliche Kostensenkungen auf der technologischen Seite zu 
ermöglichen. Die Fördermittel sind dazu da, die zusätzlichen Risiken für den Betreiber, 
der das zum ersten oder zweiten Mal macht, abzufedern und einen Anreiz zu schaffen, 
auch über den Stand der Technik oder über die bisher angewendeten Technologien 
hinauszugehen.  

Durch die Gewährung von Fördermitteln entsteht außerdem ein Gestaltungsspielraum 
für Anlagen, die langfristig, über die erste Nutzungsdauer und Reinvestition hinweg, 
genutzt werden. Dann können die Fördermittel als Zuschuss zum Eigenkapital gewährt 
werden, sind langfristig für den Betrieb nutzbar und senken die Kapitalkosten für die 
eingesetzte Technologie – auch über die Reinvestition hinaus.  

Wichtig ist aus meiner Sicht, dass diese Fördermittel sorgfältig bewirtschaftet werden. 
Auf der einen Seite müssen bei Aufträgen an Dritte diejenigen, die die Fördermittel 
beantragt haben, sorgfältig damit umgehen. Denn auch im geförderten Bereich ist man 
dem Wettbewerb ausgesetzt. Bei einem Einkauf von Technologien ist es nötig, den 
Wettbewerb in dem notwendigen Maß einzubringen. Haben Technologien Alleinstel-
lungsmerkmale, greift der Markt zwar nicht, dennoch muss man auch dann die Mittel 
sorgfältig bewirtschaften. 

Auf der anderen Seite haben wir bei den Mitgliedern der DWA beobachtet, dass die 
bewilligte Fördermittelsumme immer nur zu einem Teil bei den Förderantragsstellern 
angekommen ist, weil die bewirtschaftende Institution, der Projektträger Haare in der 
Suppe gefunden hat – etwa, dass bei der Abarbeitung des Projektes etwas nicht lege 
artis gelaufen ist. Das führt dann zu einem Abschlag von der Fördersumme und bei 
bestimmten Projektträgern dazu, dass sie nur mit 50 bis 70 % der gewährten Förde-
rung rechnen können und auf vielen Kosten sitzenbleiben. Gleichzeitig wird zu Recht 
beklagt, dass die Fördermittel nicht abgerufen werden oder Fördermittelreste vorhan-
den sind.  

Der Aufruf ist an dieser Stelle ganz deutlich: Die Fördermittelnehmer müssen die För-
dermittel sorgfältig bewirtschaften, und die Projektträger müssen dafür sorgen, dass 
die Fördermittel zu 100 % ausgezahlt werden können. Das ist eine gemeinsame Auf-
gabe. 

Prof. Dr. Johannes Pinnekamp (Sachverständiger EK III): Herr Bosseler, Sie er-
wähnen in Ihrer Stellungnahme, dass für dieses Abwassersystem, das für Starkrege-
nereignisse zu klein dimensioniert ist, Ableitungs- und Rückhaltemöglichkeiten an der 
Oberfläche geschaffen werden können.  
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Wie sehen solche Notwasserwege aus? Welche rechtlichen Hindernisse stehen dem 
entgegen? Wie können sie finanziert werden? Lässt sich das aus Abwassergebühren 
finanzieren oder aus anderen Töpfen? 

Prof. Dr. Bert Bosseler (IKT – Institut für Unterirdische Infrastruktur [per Video 
zugeschaltet]): Das ist eine sehr grundsätzliche Frage. Wofür wurde die Abwasserka-
nalisation überhaupt gebaut? Abwasserkanäle – das müssen wir uns in Erinnerung 
behalten – wurden in erster Linie dafür gebaut, Abwasser, also verschmutztes Wasser, 
abzuleiten. Das gilt auch für das Regenwasser. Auch nach dem Wasserhaushaltsge-
setz ist das so definiert. Das von befestigten Flächen gesammelte, abgeleitete Wasser 
mit Frachten und Schmutzstoffen wird eingeleitet. Die Frachten können dann entspre-
chend eliminiert werden. Das bedeutet, dass dieses Wasser, das bei häufigen Regen-
fällen Frachten mit sich bringt, über die Abwasserkanalisation abgeleitet werden soll.  

„Oberflächenabfluss“ bedeutet, dass bei seltenen Regenfällen wie etwa bei Starkregen – 
der häufig ein Mengenproblem ist – die große Menge Wasser an der Oberfläche ab-
geleitet werden muss. Dafür müssen entsprechende Strukturen aufgebaut werden. 
Das ist im Bestand äußerst schwierig. Im Prinzip müssen dazu Flächen genutzt wer-
den, die zum größten Teil schon einer anderen Nutzung unterliegen. Es ist zu überle-
gen, auf welchen multifunktionalen Flächen, von Grünflächen bis hin zu Spielplätzen, 
sich Wasser rückhalten und dann erst ableiten lässt. Gleiches gilt für Notwasserwege. 
Die Frage ist, ob diese etwa über Straßen oder andere Bereiche verlaufen, und wie 
sich das mit anderen Nutzungen in Einklang bringen lässt. Darin liegt sicherlich eine 
Herausforderung.  

Ich bin kein Jurist, aber im weiteren Rechtsbereich – wir diskutieren das international 
mit Kollegen – ist das eigentlich eine Wegerechtsfrage. Es geht um Nutzung und vor-
handene Rechte in diesem Fall das Recht für eine weitere Nutzung etwa der Rückhalt 
oder die Ableitung von Wasser.  

Andere große Fragen sind außerdem: Wer ist verantwortlich? Wie werden die Maß-
nahmen festgelegt? Woraus werden sie finanziert? Für das Abwasser ist das sehr gut 
organisiert. Für diesen Bereich gibt es eine Abwasserbeseitigungspflicht und einen 
Abwasserbeseitigungspflichtigen mit entsprechenden Abwasserbeseitigungskonzep-
ten mit Maßnahmen sowie eine Abwassergebühr, mit der das, was gemacht werden 
soll, unmittelbar finanziert werden kann.  

Für die Oberflächenabflüsse, für das in seltenen Fällen als Starkregen abgeleitete 
Wasser, bei dem es weniger um die Reinigung und mehr um die schadlose Ableitung 
geht, bestehen solche klar definierten Regelungen nicht. Dies verbleibt als allgemeine 
Aufgabe bei den Kommunen, die dann überlegen können, ob sie das aus Steuermitteln 
finanzieren und damit im Wettbewerb zu anderen Maßnahmen stehen.  

Es gibt den Bedarf für eine Regelung, da sonst versucht wird, in dieser Grauzone den 
Oberflächenabfluss noch als Abwasser zu deklarieren und in die Abwassergebühr hinein-
zunehmen. Falls es keine klare Regelung gibt, dann wird diese Grauzone immer stärker 
die Abwassergebühr belasten – aus der Not heraus, Regelungen finden zu müssen.  
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Wenn für die seltenen Starkregenfälle die finanziellen Mittel, die Verantwortlichkeiten 
und auch die Darstellung der Maßnahmen nicht so klar wie beim Abwasser geklärt 
sind, die Finanzierung über Steuermittel nicht gelingt und die Kommunen diese Auf-
gabe nicht auch noch stemmen können, dann entsteht der Druck, das stärker in die 
Abwassergebühr hineinzuargumentieren. Ich bin wie gesagt kein Jurist, aber sehe 
Handlungsbedarf. Es muss sich intensiv Gedanken dazu gemacht werden, wie sich 
das vernünftig regeln lässt – ähnlich erfolgreich wie beim Abwasser. 

Dietmar Brockes (FDP): Professor Bosseler, in Ihrer Stellungnahme weisen Sie da-
rauf hin, dass die Umsetzung notwendiger Anpassungsmaßnahmen in der Abwasser-
infrastruktur durch langjährige Vergabeverfahren, unklare Zuständigkeiten bei oberir-
dischen Maßnahmen sowie durch langfristige Abschreibungszeiträume erheblich ver-
zögert wird. Sie betonen auch, dass diese strukturellen Hemmnisse angesichts der 
zunehmenden Herausforderungen durch den Klimawandel dringend überwunden wer-
den müssen, um die Resilienz der Systeme zu stärken.  

Welche rechtlichen und organisatorischen Anpassungen halten Sie für erforderlich, um 
die Umsetzung solcher Maßnahmen deutlich zu beschleunigen?  

Prof. Dr. Bert Bosseler (IKT – Institut für Unterirdische Infrastruktur [per Video 
zugeschaltet]): Zu dem Bereich „Oberflächenabflüsse“ habe ich gerade schon etwas 
gesagt. Sie haben noch das wichtige Thema „Abschreibungszeit“ hineingebracht. 
Lange Abschreibungszeiten bedeuten, dass für die heutigen Maßnahmen schon die 
Gebühren der künftigen Generation angesetzt werden. Es bedeutet nichts anderes, 
als dass die Refinanzierung dann über künftige Gebühren stattfindet. Wir schränken 
also den Handlungsspielraum der nächsten Generation massiv ein, denn wir haben 
die Gebühren für unsere heutigen Maßnahmen schon zur Finanzierung angesetzt.  

Das steht in einem starken Widerspruch dazu, dass wir wie auch heute sehr stark über 
Anpassungsbedarf sprechen. Auf uns kommt ein hoher Anpassungsbedarf zu – Stich-
wort „Klimaanpassung“ zum einen, Stichwort „demografische Entwicklung“ und „Stadt-
entwicklung“ zum anderen. In den heutigen Strukturen lässt sich nicht die nächsten 
100 Jahre konstant leben.  

Die Entwicklung der Systeme der Infrastruktur in einer Stadt – das betrifft nicht nur den 
Abwasserbereich, sondern alle Infrastrukturen in einer Stadt – hängt davon ab, welche 
Anforderungen in den nächsten Jahrzehnten gestellt werden. Dafür verlieren wir 
schlichtweg die Flexibilität. Es ist ein Appell daran, Flexibilität im Sinne der ursprüngli-
chen Definition von Nachhaltigkeit, also der Freiheit künftiger Generationen zu sichern 
und zu honorieren, wenn sie bewahrt wird. Das ist derzeit nicht der Fall. Derzeit werden 
möglichst niedrige Gebühren honoriert, die durch sehr lange Abschreibungszeiten und 
damit durch Gebühren zulasten der künftigen Generationen finanziert werden.  

Zacharias Schalley (AfD): Herr Dr. Hollstein, Sie haben in Ihrer letzten Antwort schon 
das Stichwort „Priorisierung“ aufgeworfen. Können Sie vor dem Hintergrund des enor-
men Investitionsbedarfs konkret ausführen, welche Maßnahmen Sie für vordringlich 
halten, und bei welchen Maßnahmen man sich noch Zeit lassen könnte?  
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Dr. Andreas Hollstein (Verband kommunaler Unternehmen): Ich hatte in der Be-
antwortung versucht, deutlich zu machen, dass es durch die kommunale Aufstellung 
und das Agieren vor Ort leichter fällt, zu priorisieren – wenn Freiräume vorhanden sind.  

Jede Chefin eines Abwasserbetriebes – ob StEB Köln im Großen oder eines Eigenbe-
triebs im Kleinen – wird den einen großen defekten Sammler in den Blick nehmen. 
Wenn in diesem Jahr dann die Finanzmittel, planerischen Kapazitäten oder der Tief-
bau für nur eine Maßnahme vorhanden sind, dann wird das getan, was im Interesse 
der Stadt, was für die Umwelt vor Ort notwendig ist.  

Ich habe aber nicht davon gesprochen – da wurde ich falsch verstanden –, dass durch 
die Priorisierung diese Zahlen nicht kommen. Ob wir es tatsächlich schaffen, alles ab-
zuarbeiten, will ich offenlassen. Es muss aber das Ziel sein, das in einer vernünftigen 
Zeit zu bewerkstelligen  

Peter Blumenrath (CDU): Herr Dr. Hollstein, wir haben über die Investitionen gespro-
chen. Wenn wir unser Abwassernetz auch im Bereich „Regenabwassernetz“ sozusagen 
klimafit machen wollen, dann brauchen wir auch eine Menge Personal und nach Mög-
lichkeit einen beschleunigten Ablauf.  

Sehen Sie Potenzial? Wo genau sehen Sie Potenzial beim Thema „Entbürokratisie-
rung“? Lässt sich auf Berichtspflichten verzichten? Lassen sich an verschiedenen Stel-
len Freiräume schaffen, damit wir das Personal nicht zusätzlich brauchen, sondern 
das bereits vorhandene effizienter und klimagerechter einsetzen können? 

Dr. Andreas Hollstein (Verband kommunaler Unternehmen): Das ist eine tolle 
Frage, die an das Grundsätzliche geht. Von meinem Wesen her bin ich der Überzeugung, 
dass sich vor Ort am besten entscheiden lässt, was gemacht werden muss, was vor-
rangig ist und wie Finanzmittel eingesetzt werden. Die Eigenüberwachung vor Ort zu 
stärken, wäre ein Hinweis und ein Beitrag dazu, wie das gelingen kann.  

Auch in anderen Bereichen wird das so gemacht – Kommunalfinanzen etwa werden 
nicht von der Landesregierung, sondern nur mittelbar über die obere Kommunalauf-
sicht der Bezirksregierung überwacht und sind sonst eine rein kommunale Angelegen-
heit. Das funktioniert, und es gibt noch andere Beispiele dafür. Manchmal ist weniger 
Überwachung mehr.  

Es ließe sich einiges bei den Jahresberichten im Abwasserbereich verbessern. Spezi-
elle Meldeverpflichtungen zum Beispiel nach EU-Recht sind nicht harmonisiert. Das 
wäre das zweite Stichwort. Es stellt sich also nicht nur die Frage nach mehr Selbstver-
antwortung, sondern auch danach, ob sich das so harmonisieren lässt, dass beispiels-
weise mit der Abgabe eines Berichts – ich gehe davon aus, dass heutzutage bzw. 
perspektivisch niemand mehr Zettel einreicht – auch in den Aufsichtsbehörden digital 
die Möglichkeit besteht, auf die Grundzahlen des ersten Berichts hinzuweisen. So gibt 
es für den eigenen Betrieb ein Gerüst, und es ist klar, welche einzelnen Meldepflichten 
erfüllt werden müssen, ohne dafür erneut von Pontius zu Pilatus laufen zu müssen, 
um die Berichtspflicht X und Y zu erfüllen und alles wieder aufzuholen. 
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Man sollte außerdem darüber nachdenken, dass auch in diesem Bereich De-minimis-
Regeln gelten könnten und bestimmte Berichtspflichten, die bei kleinen Unternehmen 
nicht für Qualität signifikant sind, entfallen. Einige Wasserbeschaffungsverbände und 
kleine Einheiten vor Ort müssen mit wenigen Menschen auskommen. Es wäre mög-
lich, zu deregulieren und festzulegen, dass nicht jede Berichtspflicht in jedweder Größe 
notwendig ist. Das, was die StEB Köln kann, kann ein kleiner Abwasserbetrieb mit drei 
Menschen – auch wenn sie leistungsfähig sind – niemals leisten. Es ist auch die Frage, 
ob das dann so relevant ist.  

Das sind für mich die Kernbereiche: Harmonisierung, Ausnahme für KMU und die Ver-
hinderung einer Mehrfacherhebung der Daten. Das sollte durch ein gutes, durchdach-
tes Digitalsystem, das nicht die Einzelnorm berücksichtigt, vermieden werden. Häufig 
wird an die Einzelnorm gedacht, aber man könnte sich wirklich verdient machen, indem 
man die Einzelnormen zusammenträgt und eine Gesamtberichterstattung erstellt. 

Julia Kahle-Hausmann (SPD): Frau Lenz, Sie schreiben von zwei Best-Practice-Bei-
spielen im Rheindüker und im Abwasserwärmenetz in NRW. Können Sie ausführen, 
was der Stand der Dinge ist? Welche Lessons learned gab es? Wo lagen die Probleme? 

Dr. Jutta Lenz (Abwassernetzwerk Rheinland): Der erste Düker in Köln ist in den 
1920er-Jahren gebaut worden, ist in die Jahre gekommen und inzwischen auch ein 
bisschen klein. Deswegen mussten wir einen neuen Düker bauen. Zunächst wurde 
untersucht, ob die Sanierung des alten Dükers möglich wäre, mit einer kleineren Röhre 
daneben. Auch unter Wirtschaftlichkeitsaspekten ist entschieden worden, die Planun-
gen so zu machen, wie wir sie jetzt umsetzen. 

Soweit ich weiß, wurde letzte Woche die Tunnelmaschine getauft. Das war im Stadt-
anzeiger ein Thema. Sie sind im Moment ganz gut in ihrem Zeitplan. Die Tunnelma-
schine ist ein Grabebohrer, der unter dem Rhein hindurchgräbt und die Voraussetzung 
für die Röhre schafft. Es werden zwei Röhren gebaut. Sobald der Düker fertig ist, ist 
die Abwasserreinigung des linksrheinischen Stadtbereiches sichergestellt. Der Düker 
befördert das Abwasser des gesamten linksrheinischen Stadtgebiets zur Kläranlage, 
die auf der rechtsrheinischen Seite dann ein Stück weiter abwärts in Stammheim liegt. 

Das andere Beispiel war das Abwasserwärmenetz, das wir schon ziemlich am Anfang 
diskutiert haben. Es bietet die Möglichkeit, Wärme aus Abwasser zu gewinnen. Dafür 
haben wir in Köln vor mehr als zehn Jahren eine Wärmebedarfsanalyse gemacht und 
auf unserer Website eine Wärmekarte angelegt, auf der die Sammler und Orte darge-
stellt sind, an denen es sich lohnt, Wärmetauscher ins Abwassernetz einzubauen. Mit 
der Stadt Köln ist das an zwei Schulen realisiert worden. Der Wärmebedarf der Schu-
len wird also über Abwasserwärme realisiert. Das sind ganz gute Projekte.  

Der Investor eines Baugebiets in Ehrenfeld hat vor ein paar Wochen beschlossen, Ab-
wasserwärme dafür zu nutzen, diese Siedlung mit Wärme zu versorgen. Problematisch 
daran ist, dass die Betriebsseite im Kanalnetz nicht so wahnsinnig glücklich damit ist, 
weil die Anlagen den Abwasserfluss stören. Das ist immer ein Abwägungsprozess: Gibt 
es mehr Pluspunkte auf der Wärmeseite oder mehr Minuspunkte auf der Betriebsseite? 
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Die infrage kommenden Sammler müssen relativ groß sein, damit man sich auch be-
wegen kann. Es können keine kleinen Sammler sein; das ist einfach nicht möglich.  

Es muss das Potenzial einer gleichmäßigen, gut funktionierenden Wärmeversorgung 
über das ganze Jahr hinweg vorhanden sein. Die Wärmetauscher, die im Kanalnetz 
eingesetzt werden, müssen besondere Kriterien erfüllen. Es dürfen keine Fäzesund 
keine anderen Sachen, die im Abwasser schwimmen, hängenbleiben, sodass sich da-
raus ständig Betriebspunkte ergeben. Die Zuständigkeit für den Wärmetauscher muss 
gut über einen Vertrag geregelt sein. Außerdem muss die betreibende Firma immer 
Zugang zum Kanalnetz haben, um reparieren zu können. Viele Dinge müssen berück-
sichtigt werden, um das letztlich zu einem Erfolg zu führen. 

Hedwig Tarner (GRÜNE): Herr Dr. Wintgens, Sie erwähnten in Ihrer Stellungnahme 
das Abwassermonitoring – während der Coronazeit hat man davon etwas gehört –, bei 
dem durch die Untersuchung des Abwassers Risiken festgestellt werden sollen. 

Wie beurteilen Sie die Einsatzmöglichkeiten? Ist diese Art des Gesundheitsmonito-
rings reif für die großflächige Umsetzung? Wer kann dabei die Federführung überneh-
men? Sind damit relevante zusätzliche Kosten verbunden? 

Prof. Dr. Thomas Wintgens (RWTH Aachen): Das ist ein sehr interessantes Thema. 
Historisch gesehen gab es immer wieder Ansätze, abwasserwürdige Krankheitserre-
ger auch im Sinne eines Monitorings zu erfassen, zum Beispiel Polio über lange Zeit 
in Italien und während der Coronapandemie.  

Wir haben im April 2020, in der sehr frühen Phase der Pandemie, mit dem Abwasser-
monitoring angefangen. Das hat sich im Rahmen vieler Vorhaben dann deutschland-
weit ausgedehnt und ist auch vom RKI unterstützt worden. Nach einer anfänglichen 
Skepsis ist man doch zu der Erkenntnis gelangt, dass es ein sehr sinnvolles und in-
tegrales Werkzeug ist, um in großen Einzugsgebieten Informationen in diesem Fall zur 
Zirkulation von SARS-CoV-Viren zu gewinnen. Das hat sich flächenmäßig auch ziem-
lich gut in Deutschland ausgedehnt – auch durch Bundes- und zum Teil Landesförde-
rungen und verschiedene Projekte.  

Es wurden auch Schnittstellen zu den Gesundheitsbehörden gelegt. Dabei wurde aber 
auch deutlich, dass das im Gesundheitssystem eine von vielen relevanten Informatio-
nen ist. Von Beginn der Coronapandemie an gab es die Besorgnis, dass das Gesund-
heitssystem an die Grenze der Leistungsfähigkeit kommt – gerade da Intensivstations-
plätze begrenzt sind. Im Verlauf der Pandemie, als das Virus zwar höher ansteckend 
aber die Intensität nicht mehr so hoch war, ist diese Korrelation zwischen Belastung 
des Gesundheitssystems und Nachweis im Abwasser ein bisschen auseinander ge-
driftet. Zu dieser Zeit war das eine sehr interessante Information, aber in Bezug auf 
Maßnahmen keine Steuerinformation mehr. Auch das muss man sehen.  

Ich plädiere sehr stark dafür, diese Erkenntnisse weiter zu nutzen und auf verschie-
dene Arten von Krankheitserregern oder gesundheitsrelevante Parameter auszudeh-
nen, um integral und flächendeckend – nicht in ganz Deutschland, aber in vielen Ein-
zugsgebieten – diese Informationen zu gewinnen und den Gesundheitsbehörden 
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zugänglich zu machen. Wir haben das für andere Krankheitserreger im Rahmen des 
Projekts „WBEready“ ausweiten können.  

Die Praxisrelevanz hat sich gezeigt, die Laborkapazitäten und auch der Kooperations-
wille der Wasserwirtschaft ist vorhanden. Es muss auch gesagt werden, dass es nicht 
eine originäre Aufgabe der Wasserwirtschaft ist, das zu bewerkstelligen. Es muss In-
teresse und Mitfinanzierung seitens des Gesundheitssektors zur Verfügung gestellt 
werden. Die Kosten sind relativ moderat und davon abhängig, wie viele Anlagen über-
wacht und wie häufig Probeentnahmen gemacht werden.  

Mit Blick auf den Gesichtspunkt von Kosten und Nutzen lassen sich sehr viele wertvolle 
Informationen erhalten, von denen sich oft erst im Nachgang sagen lässt, wie nützlich 
und hilfreich sie wirklich waren. Es ist also ein präventiver Vorsorgeansatz, der sich 
auszahlen wird, wenn man es stetig weiterverfolgt und jetzt nicht abbricht. So ist man 
gegebenenfalls auch in schwierigen Situationen besser gewappnet und kann frühzei-
tiger Informationen gewinnen. Gleichzeitig ist es auch eine Anforderung in der Kom-
munalabwasserrichtlinie.  

Dietmar Brockes (FDP): Professor Wintgens, in Ihrer Stellungnahme schreiben Sie, 
dass die Umsetzung notwendiger Maßnahmen in der Abwasserwirtschaft durch eine 
Vielzahl von Anforderungen und begrenzten Ressourcen erschwert wird. Sie verwei-
sen dabei auf die Komplexität von Genehmigungsprozessen und die Notwendigkeit 
umfassender Koordination zwischen verschiedenen Akteuren.  

Inwiefern sehen Sie in der bestehenden Bürokratie strukturelle Hemmnisse, die einer 
zügigen und zielgerechten Umsetzung entgegenstehen? Welche Beispiele aus der 
Praxis können das verdeutlichen? Welche Ansätze für einen pragmatischen Bürokra-
tieabbau halten Sie für sinnvoll, um die Umsetzungsgeschwindigkeit zu erhöhen? Wel-
che Rolle könnten dabei aus Ihrer Sicht zum Beispiel auch Musterverfahren, digitale 
Genehmigungsprozesse oder ressourcenübergreifende Koordinierungsstellen spielen? 

Prof. Dr. Thomas Wintgens (RWTH Aachen): Zu diesem Themenfeld haben wir schon 
einiges besprochen. Es liegt zum Teil an der Dezentralität dieser Maßnahmen. Gerade 
dezentrale Maßnahmen werden bei den kommunalen Ämtern landen, die teilweise neu 
sind und parallel zu einer Vielzahl von anderen Fragestellungen – sei es aus dem ver-
kehrsrechtlichen Bereich oder ähnlichem – bearbeitet werden müssen. Das ist sicher-
lich schwierig. 

Gerade mit Blick auf die unterirdische Infrastruktur – Bert wird dazu noch ausführen 
können – sollte überlegt werden, ob im Infrastrukturausbau ein sektorübergreifender 
oder multimedialer Ansatz verfolgt werden kann, sodass Sanierungsmaßnahmen, 
nicht nur Kanalsanierung oder Kanalerweiterung, sondern auch der Ausbau von 
Wärme- und Datennetzen und so weiter gebündelt werden können, um die Effizienz 
und die Zahl der Maßnahmen zu reduzieren. Daran liegt es. 

Wir haben viel über den Fachkräftemangel gesprochen. Es ist wichtig, in der Ausbil-
dung dranzubleiben und im universitären System die Kapazitäten weiter aufrecht zu 
erhalten. Es wird seitens des Landes Mittelkürzungen für die Universitäten geben. Das 
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bedeutet, dass gegebenenfalls auch die Ausbildungskapazität negativ beeinflusst 
wird. Wir müssen dranbleiben, dem Fachkräftemangel wirksam entgegenzutreten oder 
ihn zumindest nicht schlimmer werden zu lassen.  

Wir bekommen aktuell schon – auch wenn ich aus meiner universitären Sicht nicht so 
sehr in Genehmigungsprozesse eingebunden bin – eine Vielzahl an Nachrichten dazu, 
sowohl von den Ingenieurbüros, den Verbänden oder den Behörden auf verschiede-
nen Ebenen, dass überall Fachleute gefragt sind. Universitär können wir diese Absol-
ventinnen und Absolventen kaum liefern. Diese personellen Kapazitäten sind gefragt.  

Gleichzeitig können die digitalen Werkzeuge sicherlich einiges vereinfachen, um Pro-
jekte besser visualisieren zu können. Digitale Zwillinge bieten die Möglichkeit, gemein-
sam daran zu arbeiten. An diesen digital zugänglichen Modellen können dann also die 
Planer, Betreiber, aber auch Genehmigungsbehörden ihre Verfahren festmachen. 
Diese Modelle können ein Hilfsmittel sein, um schnellere Abläufe zu ermöglichen und 
das Verschneiden von Planungs- und Genehmigungsinformationen zu vereinfachen.  

Aus der Forschungs- und Entwicklungssicht sind das Instrumente, die einerseits dazu 
beitragen können, personelle Ressourcen aber auch digitale Ressourcen zu schaffen. 
Andererseits – das haben Sie schon gesagt – ermöglichen replizierbare Modellvorha-
ben, nicht immer bei null anfangen zu müssen, von anderen, landesweiten Beispiel-
vorhaben zu lernen – etwa bezüglich der Anforderungen der Kommunalabwasserricht-
linie bei einem Ausbau von Kläranlagen – und durch die gesammelten Erfahrungen 
etwa der größeren Anlagenbetreiber direkt in den Genehmigungsprozessen anzusetzen. 

Zacharias Schalley (AfD): Frau Dr. Lenz, Sie haben in Ihrer letzten Antwort auch den 
Bereich „Abwasser und Wärmeversorgung“ angesprochen. Sie schreiben dazu in Ihrer 
Stellungnahme: „Die Einsatzpriorität von Abwassernetzen ist die Ableitung von Abwasser 
und nicht die Versorgung mit Wärme. Das kann ggf. zu Zielkonflikten führen und die 
verschiedenen Betriebsaufgaben der doppelten Nutzung erschweren.“ 

Wo sehen Sie die Zielkonflikte? Wie lassen sich diese am besten auflösen? 

Dr. Jutta Lenz (Abwassernetzwerk Rheinland): Ich sehe Zielkonflikte zwischen der 
Abwasserwärmenutzung und Abwasserableitung. Abwasserkanäle wurden ursprüng-
lich zur Ableitung von Abwasser gebaut. Das bewerkstelligen sehr unterschiedliche 
Profile. Es gibt kleine runde Profile – in Köln beginnen die mit 30 cm Durchmesser – 
und Profile, die 2 bis 3 m hoch und breit sind und bei denen im Trockenwetterfall nur 
eine Rinne im unteren Bereich des Kanals zu Weiterleitung des Abwassers genutzt 
werden kann. Bei Regen wird dieser große Querschnitt benötigt. Die Regenmengen 
sind das maßgebliche Volumen für den Bau von Transportkanälen in dieser Größe. 

Die Abwasserwärmeversorgung wird vor allen Dingen aus den ständig zufließenden 
Abwässern gespeist, also dem Abwasser der Haushalte, der Gaststätten, der Industrie 
und des Kleingewerbes. Dieser stetige Abwasserfluss beinhaltet dann genug Wärme, 
um Abwasserwärme nutzen zu können.  

Würden alle Abwasserkanäle, die dafür in Frage kommen, für die Wärmenutzung zur 
Verfügung gestellt – was theoretisch vielleicht möglich ist –, bedinge das einen 
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schwierigeren Betrieb bei uns. Die Anlagen in den Kanalnetzen müssen funktionieren. 
Daraus ergibt sich ein Zielkonflikt zwischen unseren Betriebsleuten, die die Abwasser-
reinigung oder den Abwassertransport sicherstellen müssen, und den Betreibern die-
ser Wärmetauscher, die vor allen Dingen im Sinn haben, Wärme, die das Abwasser 
bringt, liefern zu müssen. Es ist schwierig, diesen Konflikt aufzulösen. Das muss ver-
traglich sehr gut miteinander geregelt sein. Auch eine Hand-in-Hand-Zusammenarbeit 
muss sichergestellt werden.  

Es wäre gut, wenn der Abwasserbetreiber beides tun könnte und nicht verschiedene 
Unternehmen daran beteiligt sind. Nach der aktuellen Gesetzeslage ist das aber nicht 
möglich, da wir nicht als Wärmeversorger auf dem Markt auftreten dürfen. So gibt es 
immer den Konflikt, mit anderen Firmen zusammenarbeiten zu müssen, die unsere 
Wärme quasi umsonst nutzen bzw. verbrauchen können. Wir allerdings dürfen keine 
eigenen Wärmetauscher einsetzen, weil wir kein Wärmeversorger sind. 

Stephan Wolters (CDU): Herr Dr. Hollstein, wenn wir in die vielschichtigen Nutzungen 
einsteigen wollen – das Thema „Wärme“ bzw. „Energieerzeugung“ und auch die Ziel-
konflikte aufgrund der bestehenden Infrastruktur, die ich verstehen kann, wurden 
schon angesprochen –, müssen wir dann vor dem Hintergrund, dass – Sie haben es 
eben gesagt – das Netz in vielen Bereichen sehr alt ist und entweder erneuert oder 
neu ausgebaut werden muss, über andere Wege zumindest nachdenken?  

Mit Blick auf die Energieautarkie der einzelnen Kommunen und die CO2-neutrale Her-
stellung von Energie wollen wir diese ergebenden Synergieeffekte punktuell heraus-
heben – nicht immer über den Bestand, aber es gibt mit Sicherheit dort diese Möglich-
keit, wo sowieso gebaut oder erneuert werden muss.  

Entwässerungsbetriebe haben ein großes Potenzial, an dieser Stelle voranzugehen 
nicht nur die große Stadt Köln, sondern auch ganz kleine Kommunen mit eigenen Un-
ternehmen. Welche Potenziale sieht Ihr Verband bei dem Thema „Energieerzeugung“ 
in Gänze? Ihrem Verband gehören Große und Kleine an. Welche Rahmenbedingun-
gen müssten dafür geändert werden? Alle unterliegen entsprechenden Rahmenbedin-
gungen, und die sind möglicherweise nicht für Unternehmen unterschiedlicher Größe 
und Struktur gleich.  

Dr. Andreas Hollstein (Verband kommunaler Unternehmen): Die Kleinen haben es 
manchmal einfacher, weil die Absprache zwischen Betrieb A und B einfacher zu 
handeln ist als – um bei dem Beispiel zu bleiben – zwischen StEB Köln und der 
RheinEnergie. Das sind Tanker, und für solche Projekte sind dann ganz viele Schritte 
nötig.  

In einem Stadtwerk einer Kleinstadt hingegen, das auch mit Abwasser betraut ist und 
eine wache Chefin oder einen wachen Chef hat, lassen sich solche Dinge einfacher 
lösen, weil nicht die singuläre Sicht auf die Probleme im Vordergrund steht, sondern 
das von Ihnen angesprochene Ziel, CO2-neutral werden zu wollen, und was sich mit 
den vorhandenen Ressourcen bewerkstelligen lässt.  
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Durch die kommunalen Wärmepläne wird es eine Dynamik geben. Mit den kommuna-
len Wärmeplänen lässt sich sehen, an welcher Stelle eine Netzlösung sinnvoll ist. Mit 
einem GIS-System lässt sich das elektronisch mit dem Bereich matchen, in dem Ab-
wasser dauerhaft im erforderlichen Durchmesser und mit erforderlicher Fließge-
schwindigkeit vorhanden ist. Dann wird daraus ein Schuh. Nichtsdestotrotz ist für den 
Transport der Wärme zum Zielort eine Infrastruktur nötig, die sich auf die Betriebswirt-
schaft des einzelnen Projektes auswirkt.  

Wenn der Kanal einer Schule zum Beispiel – das ist ein probates Mittel – oder eines 
Verwaltungsgebäudes eine gewisse Anzahl an Metern entfernt liegt und dafür erst eine 
neue Infrastruktur gelegt werden müsste, dann ist das betriebswirtschaftlich schlech-
ter, als wenn der Abwasserkanal direkt vor einem städtischen Hallenbad liegt, für das 
die Wärme liebend gern genutzt werden soll. 

Es ist eine Frage von Zielkonflikten. Aus Sicht der Abwasserbetreiber ist jeder Eingriff 
in einen vorhandenen Kanal schädlich, weil das nicht dazu beiträgt, dass er so lange 
hält, wie er halten könnte. Es ist aber nicht verboten, darüber nachzudenken, ob Ge-
stattungsverträge an eine Refinanzierung gekoppelt werden, um die mindere Haltbar-
keit abzufedern – auch wenn sich die Kosten nicht einspielen lassen. Dann gilt das 
Motto von Beginn: Konzerne einer kleinen, mittelgroßen oder gar mittleren Stadt haben 
den Vorteil, dass die Spieler häufig dieselben sind. Anbandelnd zu sein ist nicht nur in 
der Energiewirtschaft manchmal auch mit Friktionen verbunden.  

Je mehr gute Beispiele – wir haben schon einige gute Beispiele für Aquathermie im 
Kanal –, desto stärker wächst der Mut an der Basis, es nicht nur zu probieren, sondern 
auch ein standardisiertes Verfahren einzusetzen. Momentan gibt es noch viele Rei-
bungspunkte zum Beispiel wie mit der vorgeschriebenen Kanalreinigung umzugehen 
ist, wenn dort ein Wärmetauscher liegt; muss der dann raus, oder muss er nicht raus? 
Es versteht sich von selbst, dass der eigentlich nicht raus darf. Wenn er ausgebaut 
werden müsste, dann brauchen wir nicht alle 15 Jahre über Betriebswirtschaftlichkeit 
nachdenken.  

Wir haben noch Wege vor uns. Das war der Lückenschluss zu meiner ersten Antwort. Ich 
glaube nicht an die 15 %-Theorie, sondern daran, dass wir auf einem guten Weg sind, 
wenn wir 5 und 10 % im Laufe der Jahre bis zum Klimaziel 2045 nutzbar machen können.  

Julia Kahle-Hausmann (SPD): Ich hätte diese Frage gern an Herrn Beine des Stadt-
entwässerungsbetriebs Paderborn gestellt. Da er aber nicht da ist, werde ich die Frage 
in zwei Runden hintereinander identisch stellen. Es geht um den Entwurf des Trenner-
lasses des Ministeriums, die Niederschlagswasserbewirtschaftung und Behandlung im 
Misch- und Trennverfahren zur Einleitung von Oberflächengewässern. Herr Beine hat 
das beschrieben und beurteilt das ungefähr so, dass es realitätsfern wäre, wenn dieser 
Erlass durchkäme – das sind meine Worte, er hat das anders ausgeführt.  

Ich richte die Frage erst einmal an Herrn Professor Teichgräber und im Anschluss an 
Frau Lenz als Vertreterin einer großen Stadt. Wie sieht die Perspektive der DWA dies-
bezüglich aus? Was hätte das für Auswirkungen? Welche Erlasse in dieser Hinsicht 
wünschen Sie sich in Zukunft?  
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Prof. Dr. Burkhard Teichgräber (Deutsche Vereinigung für Wasserwirtschaft, Ab-
wasser und Abfall): Ich kann auf die Schnelle nicht die Stellungnahme aus Paderborn 
durcharbeiten und kommentieren.  

(Julia Kahle-Hausmann [SPD]: Nein, nein!) 

Ich fange einmal andersherum an. Der alte Trennerlass war von 1995. Es war klar, 
dass irgendwann eine Überarbeitung erforderlich ist. Der Trennerlass ist aber im Land 
kommuniziert worden. Wir hatten Gelegenheit, dazu Stellung zu nehmen, und sind im 
Ergebnis mit dem, was die Verwaltung dazu eingesammelt hat, und was hineinge-
schrieben wurde, ziemlich zufrieden. Wir haben also keinen Anlass zu sagen, dass 
damit größere Belastungen auf uns zukämen.  

Das ist ein Zwischenschritt. Die neue Kommunalabwasserrichtlinie, die im letzten Jahr 
von der EU erlassen worden ist, geht ausdrücklich auf das Thema „Regenwasser“ ein 
und fordert dort sehr grundsätzlich Regenwasserkonzepte und eine umfangreichere 
Befassung mit dem Thema „Regenwasser“. Regenwasser stellt derzeit eine der größ-
ten Belastungsquellen für unsere Gewässer dar. Das bedeutet für alle Maßnahmen-
träger zusätzliche Lasten sowohl in der Durchführung von Maßnahmen als auch bei 
der Finanzierung. Mit Blick auf den Gewässerschutz ist das aber ein notwendiger Weg. 
Insofern ist der nun veröffentlichte Trennerlass ein Zwischenschritt.  

Sollte die Bundesrepublik Deutschland die Kommunalabwasserrichtlinie überhaupt 
erst einmal in nationales Recht überführen und das Land Nordrhein-Westfalen in zehn 
Jahren – ich stelle das ganz bewusst etwas polemisch dar – mit dem Trennerlass 
nachziehen, werden wir in einiger Zeit noch einmal über Veränderungen nachdenken. 
Das wird auch noch deutlich mehr Aufwand nach sich ziehen. Schon jetzt kann man 
sich gedanklich darauf einstellen.  

Die Mitgliedsunternehmen der DWR – die decken sich zum deutlichen Teil mit dem 
VKU – erwarten, für die langfristigen Finanzplanungen zu wissen, welche Belastungen, 
welche zusätzlichen Lasten sich ergeben. Die lassen sich wenigstens ganz grob in die 
langfristige Planung einpreisen. 

Prof. Dr. Johannes Pinnekamp (Sachverständiger EK III): Herr Professor Wintgens, 
ich möchte von Ihnen gern eine verfahrenstechnische Einordnung. Wir sprechen seit 
vielen Jahren über Mikroschadstoffe, über Mikroverunreinigungen, und wir wissen, 
welche Technologien geeignet sind, diese Stoffe in einer vierten Reinigungsstufe aus 
dem Abwasser zu entfernen.  

Mittlerweile sind aber neue Schadstoffe in die Diskussion geraten wie Mikroplastik oder 
Viren, Coronaviren zum Beispiel oder antibiotikaresistente Bakterien. Es gibt also ein 
ganzes Spektrum.  

Wie können wir die zur Verfügung stehenden Verfahren bestmöglich einsetzen? Welche 
Rolle können verfahrenstechnisch Oxidationsverfahren, Absorptionsverfahren, aber auch 
das Membranbelebungsverfahren was vor 20 Jahren ein bisschen gehypt wurde, dann 
wieder in der Versenkung verschwunden ist, spielen? 



Landtag Nordrhein-Westfalen - 28 - EKPr 18/25 

Enquetekommission III 26.05.2025 
11. Sitzung (öffentlicher Teil) ast 
 
 
Prof. Dr. Thomas Wintgens (RWTH Aachen): Die Frage ist sehr interessant. Wir 
haben es in der Tat – das sehen wir auch in der revidierten Kommunalabwasserricht-
linie – mit einem breiteren Spektrum an Schadstoffen zu tun, die adressiert werden 
sollen. Darin sind die Mikroverunreinigungen genannt, die für die größeren oder rele-
vanteren Kläranlagen verpflichtend entfernt werden sollen. Auch Mikroplastik und An-
tibiotikaresistenzen werden erwähnt.  

Die bereits etablierten, auch großtechnisch umgesetzten Verfahren bieten schon ei-
nige Mechanismen, um eine Rückhaltung zu gewährleisten. Das sind im Wesentlichen 
Aktivkohleverfahren oder auch oxidative Verfahren mit Ozon, die in der Regel auch mit 
einer Filtration kombiniert werden. Diese Verfahren haben schon eine gewisse Wirkung, 
aber – so haben wir es auch in dem DWA-Arbeitsbericht ausgeführt – das Membranverfah-
ren bietet das breiteste Wirkungsspektrum.  

Mit den eingesetzten Ultrafiltrationsverfahren werden die partikulären Verunreinigungen 
und auch zum Teil die Antibiotikaresistenz chemisch schon sehr gut zurückgehalten. 
Wenn das mit einem adsorptiven Verfahren kombiniert wird – sei es durch den Einsatz 
von Pulveraktivkohle, der sich auch durch eine Dosierung in die Membranbiologie re-
lativ effizient gestalten lässt – wird wirklich ein sehr breites Spektrum an Stoffen adres-
siert, die relevant sind oder möglicherweise zukünftig noch relevant werden können.  

In der Hinsicht bietet dieses Verfahren mit Kombination von Biologie, Membranfiltration 
und gegebenenfalls Aktivkohlefiltration meiner Meinung nach eine sehr gute Breitband-
wirkung. Auch die Kombination von oxidativen Verfahren und adsorptiven Verfahren in 
der Filtration bieten ein sehr großes Wirkungsspektrum, die diesen Anforderungen zu-
künftig gerecht werden.  

Es gibt bereits Entscheidungen in Nordrhein-Westfalen zum Beispiel in Bezug auf den 
Ausbau der Kläranlage in Leverkusen, die zeigen, dass das Membranverfahren auch 
in sehr großem Maßstab anwendungsreif ist. Wir sehen auch Bewegung auf dem 
Markt. Einige Unternehmen zum Teil auch aus Nordrhein-Westfalen bieten in diesem 
Sektor Produkte an. Ich bin vorsichtig optimistisch, dass es aufgrund dieser Breitband-
wirkung eine Art Renaissance für dieses Verfahren geben wird und auch eine Begüns-
tigung der Ablaufqualität, sodass auch Wasserwiederverwendung an dem einen oder 
anderen Standort direkt durchgeführt werden kann. 

Dietmar Brockes (FDP): Herr Professor Bosseler, Sie heben in Ihrer Stellungnahme 
hervor, dass Künstliche Intelligenz künftig eine zentrale Rolle in der Abwasserbewirt-
schaftung spielen kann – etwa bei der Inspektion, Zustandsbewertung und Netzsteu-
erung. Gleichzeitig betonen Sie, dass es derzeit an geeigneten Datenstrukturen und 
rechtlichen Rahmenbedingungen fehlt, um diese Potenziale dann auch zu nutzen.  

Welche konkreten Potenziale sehen Sie im Einsatz von KI in der Abwasserinfrastruk-
tur? Welche Voraussetzungen müssten geschaffen werden, um diese Technologien 
auch effektiv und sicher in die Praxis zu überführen? 

Prof. Dr. Bert Bosseler (IKT – Institut für Unterirdische Infrastruktur [per Video 
zugeschaltet]): Das ist eine sehr wichtige Frage, denn es gibt wirklich einen Trend. KI 
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ist so im Bewusstsein, dass die Frage, was sich eigentlich mit diesem neuen Kollegen 
machen lässt, immer häufiger gestellt wird.  

Sie haben heute schon über den Fachkräftemangel gesprochen. Es gibt aktuell eine 
massive Zuwanderung von KI-Kollegen. Die Frage ist, ob wir die in unsere Teams 
aufnehmen und dadurch die Teams verstärken können. Vielleicht sind wir damit sogar, 
was die Kapazität anbelangt, ganz gut aufgestellt in Zukunft.  

Typische Anwendungsfälle für KI sind die Realdaten, die draußen auf den Anlagen 
erfasst werden. Mit diesen Realdaten lassen sich Gesetzmäßigkeiten erkennen und 
zum Beispiel Zu- und Abfluss einer Kläranlage in Zukunft besser prognostizieren. KI-
Modelle helfen dabei, mit Realdaten wirklich etwas zu machen.  

Das sicherlich größte Hindernis ist, dass diesen Realdaten mit Blick auf Datenschutz 
und Cybersicherheit nicht so leicht verfügbar sind und auch nicht so schnell in die am 
Markt sehr leicht verfügbaren Modelle eingespeist werden können. Das bedeutet, dass 
eigene, geschlossene Anwendungen aufgestellt werden müssen, um diesen Datenschutz 
zu gewährleisten. „Datenschutz“ und „Cybersicherheit“ sind sehr starke Themen.  

Anders ist es, wenn keine Daten in der realen Welt verfügbar sind und die Daten auf 
eine andere Weise erzeugt werden müssen. Ein klassisches Instrument dafür ist zum 
Beispiel das Experiment. Wenn neue Produkte bzw. neue Verfahren eingesetzt werden, 
gibt es keine Realdaten aus den letzten 20 Jahre. Dann müssen im Experiment, im Labor 
solche Daten erst einmal gewonnen werden, die dann in die Modelle einfließen. Das 
bedeutet, dass die Zuverlässigkeit dieser Daten für diese Modelle sehr wichtig ist.  

Wir haben schon über Klimaanpassung und Starkregen gesprochen. Bei seltenen Er-
eignissen besteht das Problem, dass sich diese seltenen Ereignisse draußen auch nur 
sehr selten beobachten lassen. Auch das muss entweder über Laborexperimente oder 
über Simulationen in der Breite der Möglichkeiten nachvollziehbar gemacht werden. 
Ich sehe weniger das Problem darin, dass diese Daten von den Sicherheitsanforde-
rungen behindert werden. Das betrifft in erster Linie die Realdaten.  

Wie können wir Daten verfügbar machen, sodass die Anforderungen aus dem Daten-
schutz und aus der Cybersicherheit erfüllt sind? Die Steuerung von Anlagen beinhaltet 
sehr sensible Daten. Wie können wir das mit den aktuell am Markt verfügbaren Mo-
dellen verknüpfen? Wir als Branche programmieren zusammen mit den entsprechen-
den IT-Experten viel selbst und versuchen, KI-Modelle selbst zu entwickeln.  

Es wäre schöner – es ist im Moment ein Riesentrend, und es gibt die Entwicklung von 
offenen Paketen –, wenn die offenen Plattformen offen genutzt werden könnten – viel-
leicht auch, weil wir die Daten grundsätzlich offenlegen und damit umgehen. Auch das 
ist eine Sicherheitsstrategie. Viele, die mit Penetrationstests und im Hackerbereich 
Anlagen testen, sind der Meinung, dass es der beste Schutz ist, sich darauf einzustel-
len, dass alle Daten draußen sowieso bekannt werden. Wir können uns dann mit un-
seren Prozessen und unseren Schutzmechanismen darauf einstellen, dass sowieso 
alles bekannt ist, und haben den Vorteil, dass wir mit unseren Daten gängige, am Markt 
verfügbare Modelle zum Testen nutzen können, und nicht alles selbst neu entwickeln 
müssen.  
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Cybersicherheit und Datenschutz sind entweder total zu schützen – dann kommen wir 
aber nicht sehr schnell weiter – oder völlig offenzulegen, womit schlichtweg davon 
auszugehen wäre, dass jeder alles weiß. Dafür müssten die rechtlichen Rahmenbe-
dingungen gestellt werden, die das erlauben. Jüngere Leute auf den Anlagen der Ab-
wasserbetriebe würden gerne mit verfügbaren Modellen arbeiten, trauen sich nur we-
gen des Datenschutzes bzw. der Cybersicherheit nicht und wollen diese kritischen Da-
ten nicht in diese Tools einspeisen. 

Vorsitzende Astrid Vogelheim: Die AfD wäre als Nächstes an der Reihe, ist aller-
dings gerade nicht im Raum. Daher darf die CDU die nächste Frage stellen. 

Dr. Ralf Nolten (CDU): Ich stelle meine Frage an Herrn Professor Teichgräber zum 
Phosphorrecycling, über das wir am Anfang schon gesprochen haben.  

Ein Wasserverband hat – ich sage mal – 37.000 t entwässerten Klärschlamm. Wir 
bauen eine Anlage und dort kommt am Ende ein Produkt heraus. Der Kollege der 
Stadtwerke Paderborn schreibt, dass rezyklierte Rohstoffe ohne jede wirtschaftliche 
Wettbewerbschance sind. Die Unternehmen, die für die Abwasserreinigung zuständig 
sind, sind nicht automatisch Düngemittelhersteller – zumindest per Gesetz nicht.  

Die Frage ist: Wo hört unsere Verantwortung auf? Was machen wir mit der entstande-
nen Phosphorsäure? Drücken wir die zu jedem Preis auf den Markt, und ist das der 
Einstieg ins Solidarprinzip? Hinterher wird der Gebührenzahler fragen, wer eigentlich 
dafür bezahlt. 

Prof. Dr. Burkhard Teichgräber (Deutsche Vereinigung für Wasserwirtschaft, Ab-
wasser und Abfall): Die Frage haben wir vorhin teilweise schon angerissen. Mit 
Marktpreisen kann man im Augenblick das Phosphorrecycling nicht bezahlen. 

Im Gegensatz zu anderen Nebenaufgaben, von denen wir eben gehört haben, wie 
Energieerzeugung oder auch Erzeugung von Brauchwasser aus Kläranlagenablauf, 
ist die Entsorgung der Reststoffe in die Abwasserbeseitigungspflicht einbezogen. Das 
heißt, es ist die Aufgabe der Abwasserbetreiber, den Klärschlamm loszuwerden. 
Schon der alte Imhoff hat vor über 100 Jahre formuliert, dass das eine Kernaufgabe 
ist. Wenn man das nicht hinkriegt, kann man das Abwasser auch nicht reinigen. 

Insofern ist das auch gesetzlich geregelt. Damit besteht auch vom Grundsatz her die 
Möglichkeit, die Entsorgungskosten für den Klärschlamm, wenn in der Entsorgung das 
Phosphorrecycling eingebaut ist, in Richtung Veranlagung zu bringen. Ich denke, da 
wird auch der VKU keine zentralen Bedenken haben. Die Höhe der Kosten ist ein an-
deres Thema. Aber die Möglichkeit, das in die Abwassergebühr einzubringen ist relativ 
sicher. 

Damit ist die Frage eigentlich beantwortet: Es ist ein Teil der Abwasserentsorgung, 
den Phosphor künftig gesondert neben dem übrigen Klärschlamm abzuliefern. Es ist 
offen, in welcher Form man das organisatorisch macht, ob es dort tatsächlich die Mög-
lichkeit gibt, entweder als kleinerer Betreiber den Klärschlamm über eine Ausschrei-
bung zu den Bedingungen, die gesetzlich gefordert sind – und da gehört ab 2029 das 
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Phosphorrecycling dazu –, an den Markt zu bringen, oder ob man sich gemeinsam an 
Gesellschaften beteiligt, die genau das machen. Solche Ansätze gibt es zum Beispiel 
in Ostwestfalen-Lippe. Ich weiß, dass die Stadt Köln wenigstens daran gearbeitet hat, 
so ein Konsortium auf die Beine zu stellen. Da gibt es die verschiedensten Ansätze, 
wie man das praktisch löst. Und da liegt sicherlich auch eines der Felder, woran die 
Privatwirtschaft einen gewissen Anteil hat. 

Auch REMONDIS ist dabei, nach der Anlage in Hamburg eine zweite Anlage in Lünen 
auf den Weg zu bringen, die sich ebenfalls am Markt betätigen wird. Da werden wir die 
verschiedensten Möglichkeiten haben. Aber die Kosten bleiben neben vielen anderen 
Kosten am Abwassergebührenzahler hängen. 

(Dr. Ralf Nolten [CDU]: Ist das ein Solidaritätsprinzip oder eine 
Spitzabrechnung?) 

– Es geht in die Abwassergebühr hinein als Bestandteil der normalen Abwasserreini-
gung. Das wird auf das aufgeschlagen, was es kostet, ein Kilogramm BSB aus dem 
Abwasser herauszuholen oder auch das Abwasser zu filtrieren, wenn das Gewässer 
das erfordert.  

Der Begriff „Spitzabrechnung“ kann in viele Richtungen gebraucht werden. Vom 
Grundsatz her fallen auf einer Kläranlage alle Kosten an und werden dann auf die 
angeschlossenen Einwohner und Industriebetriebe umgelegt. Die großen Abwasser-
verbände in Nordrhein-Westfalen, die immerhin zwei Drittel der gesamten Abwasser-
last bearbeiten, legen es in der Regel auf ihre Mitglieder gleichmäßig um. Es gibt ein 
paar Ausnahmen. Die kleinen Kommunen legen das, weil sie in der Regel selbststän-
dig Abwasser bearbeiten, gemeinsam auf ihre Bürger um. Eine Rückverlagerung im 
Sinne einer Herstellerverantwortung und ähnliches ist jetzt zum ersten Mal vom euro-
päischen Gesetzgeber für die vierte Reinigungsstufe formuliert worden. Und dazu ha-
ben wir ja vorhin ausführlich gehört, dass derzeit noch nicht durchexerziert ist, wie man 
das praktisch umsetzt, sondern es geht im Prinzip auf den Bürger und dessen Abwas-
sergebühr. 

Jede neue Maßnahme – das darf ich an dieser Stelle vielleicht hinzufügen –, egal ob 
das die weitere Regenwasserbehandlung ist oder – die vierte Reinigungsstufe ist ein 
schlechtes Beispiel – weitere Maßnahmen zum Beispiel zur Abwasserwiederverwen-
dung, bewirkt immer Aufschläge auf die Abwassergebühr. Mittelfristig könnten wir mit 
Erlösen rechnen, zum Beispiel aus der Wasserwiederverwendung, wenn wir Wasser 
zur Verfügung stellen, das zur Bewässerung genutzt werden kann, oder wenn die 
Phosphorpreise tatsächlich mal so steigen würden, dass ein Erlös übrigbliebe. Das 
könnte die Kosten auf Dauer senken. Aber das ist dann eine Anforderung auch an den 
Gesetzgeber. 

Derzeit legen die Betreiber Kosten um. Und wenn sie aus dieser Aufgabe Erlöse er-
zielen, gerade als öffentlich-rechtlich Organisierte, dann muss man es hinbekommen, 
dass sie tatsächlich zur Minderung der Kosten dienen und nicht im wirtschaftlichen 
Sinne gedacht wird. Da bleibt noch eine Aufgabe für die fernere Zukunft übrig, wenn 
das Recycling tatsächlich funktioniert.  
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Julia Kahle-Hausmann (SPD): Herr Beine hat sehr pointiert in seiner Stellungnahme 
dargestellt, dass dieser Entwurf des Erlasses für nicht gut gehalten wird – um es mal 
freundlich auszudrücken. Frau Lenz, wenn das keine Einzelmeinung ist, wie Herr Pro-
fessor Dr. Teichgräber gerade gesagt hat, vielleicht sagen Sie dann noch mal was 
dazu. 

Jutta Lenz (Abwassernetzwerk Rheinland): Ich würde mal grundsätzlich auf das 
Regenwasser zu sprechen kommen. Regenwasser wird in der Regel in Nordrhein-
Westfalen und wahrscheinlich auch in vielen anderen Städten weltweit in Mischsyste-
men abgeleitet. Da kommen Schmutzwasser und Regenwasser in eine Röhre. Das 
kommt dann zur Kläranlage, und je nachdem, wie stark es regnet, wird es irgendwann 
verdünnt und dann, wenn die Schadstofffracht zur Kläranlage transportiert worden ist 
und das Wasser ein entsprechendes Verhältnis bzw. nicht mehr so viel Schmutzfracht 
hat – das ist genau festgelegt –, in die Gewässer abgegeben. 

Regenwasser brauchen wir. Es ist ja nicht nur der Starkregen, den wir infolge des 
Klimawandels zu befürchten haben, sondern es sind auch Hitze und Dürre. Um diese 
Perioden – wir reden über Schwammstadt-Konzepte, darüber, dass wir viel mehr Grün 
in den Städten brauchen –, die wir jetzt schon im Sommer spürbar haben, abzufedern, 
brauchen wir Regenwasser. Und das heißt, dass wir das Regenwasser nicht immer 
weiter mit Schmutzwasser vermischen können. Man muss langfristig dazu kommen, 
dass man das Regenwasser getrennt sammelt, also nicht nur bei Starkregen schadlos 
ableitet, sondern das auch bei ganz normalen Regenfällen in irgendwelchen Speichern 
sammelt, damit man es zur Verfügung hat, wenn eine Hitzeperiode kommt, um das 
Grün zu bewässern. Es ist schon sehr sinnvoll, Regenwasser in der Stadt dezentral zu 
halten und nicht schnell aus der Stadt oder zur Kläranlage zu leiten, nur damit man es 
losgeworden ist. 

Daher sind diese Regelungen für diese langfristige Idee der Schwammstadt und der 
Hitzeinseln in der Stadt, damit man Bewässerungsmöglichkeiten hat, aus meiner Sicht 
schon richtig. Und soweit ich das verstanden habe, haben wir in Köln auch eher die 
Idee, das zu unterstützen. Wir haben auch ganz viel Mischkanalisation. Das kann man 
natürlich nicht innerhalb von zehn Jahren alles ausbuddeln und neue Röhren im Trenn-
system legen. Das wird nicht funktionieren. Das muss man schon so machen, dass es 
mit den Abwassergebühren, die sich dann entwickeln, auch verträglich ist.  

Wenn man sowieso hydraulisch sanieren muss, weil zum Beispiel ein Abwasserkanal 
zu klein geworden ist, wenn ein neues Wohngebiet angeschlossen wird, oder weil sich 
verschiedene Situationen innerhalb der Stadtreviere verändern und man deshalb so-
wieso neue Leitungen legen muss, sollte man tatsächlich darüber nachdenken, zwei 
verschiedene Leitungen zu legen, eine für Schmutzwasser und eine für Regenwasser. 
Dann kann man sehr viel besser mit diesen Ressourcenschätzen, die das Abwasser 
mit sich bringt, umgehen. Es ist nicht möglich, das alles auf einmal zu machen, aber 
die Idee, die Stadt konzeptionell dorthin zu entwickeln, ist schon eine gute Idee.  

Astrid Vogelheim (GRÜNE): Herr Bossler, Sie haben über Flexibilität und lange Ab-
schreibungszeiten gesprochen, um auch spätere Generationen nicht zu belasten. 
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Gleichzeitig wird das Netz auch von nachkommenden Generationen noch genutzt. Bei 
den Kanalnetzen haben wir keine lineare Alterung. Es gibt Netze, die schon beim Ein-
bau kaputtgemacht werden. Der Zustand der Netze hängt von der Bettung, vom Ma-
terial, von der Beschaffenheit des Abwassers ab, das da durchfließt. Was halten Sie 
vom Einsatz von Alterungsmodellen, Alterungsprognosen, um gegebenenfalls Ab-
schreibungszeiten mit einer guten Prognose zu verlängern? 

Bert Bosseler (Institut für Unterirdische Infrastruktur [per Video zugeschaltet]): 
Das ist eine grundsätzliche Frage, was wir da kaufmännisch ansetzen. Die Abschrei-
bung ist nicht unbedingt gleich die Nutzungsdauer, auch wenn sie es nach Möglichkeit 
sein sollte. Das ist immer das, was wir hoffen. Diesen Zusammenhang am möglichst 
besten zu prognostizieren, ist die Aufgabe. 

Ich tue mich mit dem Begriff „Alterungsmodelle“ ein bisschen schwer, genau wie mit 
dem Begriff „Lebensdauer“. Ich bin nach wie vor der festen Ansicht: Kanäle leben nicht. 
Das sind keine Lebewesen. Viele dieser Modelle setzen voraus, dass es einen Le-
benszyklus gebe, ein Bauwerk altere und es dann irgendwann quasi sterbe. Viele 
Schäden, die wir in unseren Kanälen sehen, rühren aus Ereignissen her. Der häufigste 
Schaden ist ein defekter Hausanschluss. Der ist nicht über Jahre langsam reingekro-
chen, sondern zu irgendeinem Zeitpunkt hat jemand das Ding aufgeschlagen und hat 
dann so einen Anschluss da reingeschoben. 

Die Wahrscheinlichkeit, dass solche Ereignisse aufgetreten sind, wächst natürlich mit 
der Zeitdauer. Das ist klar: Wenn ich einen Kanal 100 Jahre lang in der Erde habe, 
dann wird ein Ereignis wahrscheinlich häufiger auftreten, als wenn er nur zwei oder 
drei Jahre lang drin war. 

Daher macht es durchaus Sinn, mal zu schauen, in welchen Zeiträumen wie viele 
Schäden auftreten, und dann Modelle anzuwenden. Diese werden häufig als Alte-
rungsmodelle benannt. Sie geben die Wahrscheinlichkeit eines Schadens wieder und 
helfen dabei, Budgets zu planen. Das ist eine sehr, sehr gute Sache, um im Prinzip zu 
sagen: In einem Netz, das eine bestimmte Struktur hat, muss ich zu bestimmten Zeit-
punkten mit einer bestimmten Schadensquote rechnen. Und wenn es mir dann noch 
gelingt, Cluster über die technischen Rahmenbedingungen zu bilden – darüber ist 
heute schon gesprochen worden: viele Kanäle sind in den 50er-, 60er-Jahren gebaut 
worden, sie hatten bestimmte technische Randbedingungen und entwickeln sich in 
einer bestimmten Weise –, dann kann ich im Prinzip überlegen, wie die sich weiterent-
wickeln und wie diese Wahrscheinlichkeit ansteigt. 

Aber da gibt es natürlich Grenzen, denn ein heute 20 Jahre alter Kanal muss in 60 
Jahren nicht so aussehen wie ein heute 80 Jahre alter Kanal. Das sind andere Werk-
stoffe und der hat auch eine andere Belastungsgeschichte vor sich. Man muss einfach 
ein bisschen darauf achten, dass man das im Hinterkopf hat. Und da kommt dieser 
Punkt der Flexibilität mit hinein. Was zukünftig an Anforderungen auf uns zukommt, 
müssen wir sehr wohl abwägen. Wir müssen sehr wohl überlegen, was wir in der Zu-
kunft davon erwarten. Nur weil wir in der Vergangenheit eine bestimmte Hydraulik 
brauchten und bestimmte bautechnische Anforderungen hatten, heißt das ja nicht, 
dass dies in den nächsten 60 Jahren so bleibt. 
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Mein Appell: Wir sollten im Einzelfall überlegen, ob diese Konstanz gegeben ist, dass 
wir auf Basis vergangener Daten im Prinzip den Zustand in die Zukunft fortschreiben 
können oder ob wir mit Brüchen rechnen müssen, etwa aus hydraulischer Sicht oder 
aus Sicht der Anforderungen. Wir haben es in allen Bereichen schon diskutiert: Hyd-
raulik-Klimaanpassung, beim Regenwasser, mehr Starkregen, höhere Belastungen, 
entsprechende Regenwasserkanäle. Wir haben auch mal breit über Demografie und 
weniger Schmutzwasser diskutiert. Wir haben auch mal diskutiert, es sollten plötzlich 
große, schwere Lkws mit höheren Belastungen kommen. Sie sprachen ja von Boden-
systemen, Frau Vorsitzende. Solche Geschichten haben wir da diskutiert. 

Mir geht es einfach darum, sensibel zu sein. Sind wir sicher, dass in dieser Ortschaft 
dieses Netz wirklich die nächsten 50 bis 80 Jahre in dieser Struktur weiter betrieben 
wird oder rechnen wir mit Brüchen? Dann steht es nicht im Verhältnis, solche Abschrei-
bungszeiten anzusetzen, weil die nicht der Nutzungsdauer entsprechen, sondern eher 
der Dauerhaftigkeit. Die Kanäle würden so lange halten, aber sie werden in dieser 
Struktur gar nicht so lange genutzt. Und da müssen wir aufpassen, dass wir diese 
Gebühren nicht verwenden. 

Ich gebe Ihnen noch zum Schluss ein einfaches Beispiel: Telekommunikationsnetze. 
Wir haben tolle, dauerhafte Kupferkabel in der Erde. Die halten super. Die will aber 
kein Mensch mehr haben. Wir wollen Glasfaser oder starke Mobilfunknetze. Es bringt 
uns nichts, wenn die Dinger einfach nur lange halten, sondern Sie müssen auch Nutzer 
haben, die das wirklich brauchen. 

Dietmar Brockes (FDP): Herr Professor Wintgens, in Ihrer Stellungnahme betonen 
Sie die zunehmende Bedeutung der Wasserwiederverwendung als Reaktion auf kli-
mabedingte Trockenphasen und steigenden Wasserbedarf, insbesondere in der Land-
wirtschaft und bei der Bewässerung von Grünflächen. Sie weisen ebenso darauf hin, 
dass die praktische Umsetzung in Deutschland bislang noch nicht etabliert ist und es 
an Pilotprojekten fehlt.  

Welche Rolle sollte die Wasserwiederverwendung vor dem Hintergrund zunehmender 
klimatischer Extremereignisse und der wachsenden Konkurrenz um Wasserressour-
cen künftig in der Wasserbewirtschaftung in Nordrhein-Westfalen spielen, um die Resi-
lienz gegenüber Trockenperioden und Versorgungsengpässen zu stärken? Welche 
konkreten Schritte, etwa im Bereich der rechtlichen Rahmenbedingungen, der techni-
schen Standardisierung oder der Förderung von Modellprojekten, wären aus Ihrer 
Sicht notwendig, um die Wasserwiederverwendung in Nordrhein-Westfalen gezielt vo-
ranzubringen? 

Prof. Dr. Thomas Wintgens (RWTH Aachen): Es freut mich, dass wir das Thema 
noch besprechen können. Die Wasserwiederverwendung ist in der Tat eine ergän-
zende Maßnahme in der Wasserwirtschaft, um eine zusätzliche Wasserressource, die 
das ganze Jahr über verfügbar ist, auch lokal nutzbar zu machen. Hauptanwendungs-
bereiche sind in der Landwirtschaft, also in der landwirtschaftlichen Bewässerung, 
aber auch bei der Grünflächenbewässerung oder im industriellen Bereich.  
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Im Moment – wenn wir vielleicht mal mit der regulatorischen Seite anfangen – haben 
wir eine neue europäische Verordnung, die als Regulation ausgelegt ist, also hier auch 
unmittelbar geltendes Recht ist. Das heißt, in Ermangelung einer deutschen Vorschrift 
in diesem Bereich ist diese Regulation mit Minimalanforderungen an die landwirt-
schaftliche Bewässerung, an die Wasserqualität und an die Bewirtschaftung unmittel-
bar anwendbar. 

Im Moment sind Änderungen im Wasserhaushaltsgesetz wie auch eine Bundesver-
ordnung zur Umsetzung und vielleicht nationalen Konkretisierung dieser Verordnung 
in Vorbereitung, aber da wird es noch etwas Zeit brauchen. Parallel erwarten wir jeden 
Tag den Gelbdruck eines DWA-Merkblatts M 1200, das auf dieser Ebene schon mal 
sehr viele Hinweise zur konkreten Durchführung solcher Projekte im Bereich „Planung 
und Betrieb“ gibt. 

Da ist noch einiges in der Entstehung, aber es gibt einige wenige Anlagen in Nieder-
sachsen, zum Beispiel in Braunschweig und in Wolfsburg, die sich tatsächlich eine 
Genehmigung gemäß dieser neuen EU-Verordnung beschaffen mussten. Das ist in 
dem kooperativen Verhältnis mit den Behörden dort auch gelungen. In Nordrhein-
Westfalen gibt es einzelne Projekte, wo konkretes Interesse besteht, zum Beispiel aus 
der Landwirtschaft im Kreis Euskirchen. Wir haben da eine Machbarkeitsstudie durch-
geführt. Der Kreis Euskirchen ist sehr aufgeschlossen in Bezug auf die Situation in der 
Zülpicher Börde, wo nicht unbegrenzt Grundwasser zur Verfügung steht, die Nutzung 
des Grundwassers nicht ausgeweitet werden soll und gleichzeitig Abwasser zur Ver-
fügung steht, das genutzt werden könnte. Die Landwirte sind da sehr interessiert. 

Über die Ebene einer Machbarkeitsstudie ist das im Moment aber nicht hinausgegan-
gen. Es gibt auch viele Bedenken seitens der Landesbehörden, was Wasserqualität 
und Auswirkungen auf das Grundwasser angeht. Ich finde, diese Bedenken sind ernst 
zu nehmen, aber man braucht auch relativ umfassende Untersuchungsprogramme, 
um dem nachzukommen und dann zeigen zu können, dass der Nutzen einer solchen 
Maßnahme in einem vernünftigen Verhältnis zu den Risiken und zu den Kosten steht. 
Auf diesem Stand sind wir im Moment in Nordrhein-Westfalen. 

Ohne die komplette Stellungnahme aus Paderborn zu kennen: Ich weiß, dass es in 
Paderborn auch ein Projekt gibt, wo es um Grünflächenbewässerung geht, wo auch 
Interesse besteht und wo im Moment nicht ganz klar ist, welchen genehmigungsrecht-
lichen Weg das Ganze gehen kann. Auch beim Erftverband haben wir eine Situation, 
wo wir durch die Membrananlagen sehr hochwertiges Abwasser verfügbar haben, wo 
möglicherweise auch Nutzungsinteressen gegeben sind. 

Insofern gibt es doch eine ganze Reihe von Ansatzpunkten für konkrete Modellvorhaben. 

Dr. Ralf Nolten (CDU): Herr Bosseler, Sie verweisen in Ihrer Stellungnahme darauf, 
dass man bei den entsprechenden Planungen in der Instandhaltung der Abwassersys-
teme stärker Risikoaspekte berücksichtigen sollte. Das ist eine Frage der Abwägung: 
Wie mache ich es ganz konkret, um dann auch eine Bezirksregierung zu überzeugen?  
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Bert Bosseler (Institut für Unterirdische Infrastruktur [per Video zugeschaltet]): 
Genau, so ist das. Wie ist Ihre Frage genau? 

Dr. Ralf Nolten (CDU): Sie sagen, das muss man mit berücksichtigen. Aber ich muss 
ja den einen Aspekt, der heute im Vordergrund steht, die Funktionsfähigkeit, mit be-
trachten, und auf der anderen Seite eben die Risiken, die ich habe. Von einem defek-
ten Hausanschluss, der im Gefälle liegt und so weiter, werde ich entsprechend keine 
Risiken haben. 

Wenn ich das berücksichtige, muss ich es ja so miteinander abwägen, dass ich hinten 
heraus auch seitens der Bezirksregierung ein Go für mein Abwasserbeseitigungskon-
zept bekomme. Wie mache ich das dann? 

Bert Bosseler (Institut für Unterirdische Infrastruktur [per Video zugeschaltet]): 
Aus unserer Erfahrung heraus kann ich vielleicht ergänzen, was der Hintergrund ist. 
Also, das gibt es ja heute schon, nur sind es dann eben Einzelfallentscheidungen.  

Nach dem Regelwerk ist es im Prinzip so: Sie schauen sich immer nur den Zustand 
an und klassifizieren, ob dieser schlecht ist. Ist der Zustand schlecht, dann haben Sie 
eine hohe Priorität für eine Sanierung. So wird in der Regel vorgegangen. 

Es wäre aber durchaus wünschenswert – gerade wenn die Mittel begrenzt sind, wenn 
der Druck da ist, das mit wenig Kapazität umsetzen zu müssen – auch die Auswirkun-
gen des Schadens reinzunehmen. Sie hatten gerade unterstellt, dass bei einer Haus-
anschlussleitung die Auswirkungen einer Undichtheit vielleicht gering sind als bei einer 
anderen Leitung. Das würde heißen, mit höherer Priorität die Leitung anzugehen, bei 
der die Auswirkungen sehr groß sind. 

Eine Bezirksregierung zu überzeugen, gelingt heute schon. Wir haben schon Risiko-
analysen für entsprechende Betreiber gemacht, bei denen es zum Beispiel eine Hava-
rie gab und man dann gesagt hat: Moment, wie sieht denn für einen 14 Kilometer lan-
gen Sammler überhaupt das Risiko aus? Wo muss man als erstes beginnen, damit ein 
Einsturz nicht katastrophale Folgen hat? – Dann macht man eine Risikoanalyse, be-
rücksichtigt diese Auswirkungen und priorisiert die Maßnahmen. Und die entsprechen-
den Maßnahmen können dann sein, wenn man risikoorientiert vorgeht, zum einen na-
türlich die Sanierung dieses Abschnittes anzugehen – das verbessert den Zustand –, 
aber „risikoorientiert“ kann auch Sicherungsmaßnahmen bedeuten. Ich muss ja sofort 
etwas machen und kann nicht warten, bis eine Sanierungsfirma draußen ist. Bis dahin 
muss ich eine Zeit überbrücken. 

Das ist das Besondere bei der Risikobetrachtung, dass Sie dann die Straße absperren 
und in diesem Bereich Sicherungsmaßnahmen durchführen, damit, selbst wenn der 
Kanal zusammenbricht, die Auswirkungen geringer werden, als wenn wir nichts tun. 
Das ist Risikoorientierung. Zum einen geht es darum, sich die Auswirkungen anzu-
schauen und danach zu priorisieren, aber bei den Maßnahmen auch kurzfristig zu 
überlegen, wie man das Risiko senken kann, indem man zum Beispiel Sicherungs-
maßnahmen durchführt. Das findet heute intuitiv statt – das ist auch schon angeführt 
worden. 
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Das heißt, auch Abwasserbeseitigungskonzepte berücksichtigen das, aber nicht weil 
das in Standards entsprechend festgelegt ist, sondern eigentlich aus dem gesunden 
Menschenverstand der Beteiligten heraus. Ich plädiere dafür, dass man das ein biss-
chen transparenter macht. International wird das stärker so betrachtet. Es ist ein sehr 
deutscher Weg, dass wir immer diesen Idealzustand vor Augen haben. Wir sehen 
Schäden, und die müssen alle beseitigt werden. Dass wir das vielleicht gar nicht hin-
kriegen und wir priorisieren müssen, tritt dabei im Hintergrund. Dann folgt immer eine 
sehr anstrengende Diskussion zwischen den Verantwortlichen und denen, die für die 
Überwachung zuständig sind. Das kenne ich zumindest aus England anders. Da 
würde keiner einen Kanal sanieren, ohne vorher die Frage zu stellen: Was passiert 
denn, wenn ich es nicht tue?  

Vorsitzende Astrid Vogelheim: Es fällt mir sehr schwer, bei diesem Thema nicht mit-
zudiskutieren. Vielleicht habe ich noch mal die Gelegenheit, mit Herrn Nolten in den 
Austausch zu kommen.  

Hedwig Tarner (GRÜNE): Herr Teichgräber, Kleinkläranlagen sind bei uns im Münster-
land im Außenbereich weit verbreitet. Wenn die in Vorfluter hinein entwässern, die in 
Zeiten des Klimawandels womöglich kaum noch Wasser führen, welche Auswirkungen 
hat das? 

Prof. Dr. Burkhard Teichgräber (Deutsche Vereinigung für Wasserwirtschaft, Ab-
wasser und Abfall): Sie sprechen eine typische Situation an. Wir haben vorhin die 
Zahlen gehört: Rein von der Einwohnerzahl her ist heute der Einfluss der Kleinkläran-
lagen glücklicherweise gering. Aber sie liegen eben häufig an kleinen Vorflutern, und 
dann haben sie tatsächlich lokal eine Auswirkung. 

Dem steht aber gegenüber, dass auch die Kleinkläranlagen nach dem Stand der Technik 
errichtet und betrieben werden müssen. In der letzten Generation sind die Kleinklär-
anlagen von reinen Sedimentationsanlagen häufig in Richtung biologischer Anlagen 
zu SBR-Anlagen oder kleinen Tropfkörpern umgerüstet worden, sodass sie eine Be-
lüftung haben. Damit sind eine Reinigungsleistung und eine Gewässerentlastung auf 
alle Fälle vorhanden. 

Unter den Stichworten „Klimawandel-induzierte Belastung der Gewässer“ und „Dürre-
Konzepte“ werden sich die Fragen stellen, ob das Wasser der Kleinkläranlage im Ge-
wässer vielleicht sogar wünschenswert ist, sodass eine Mindestwasserführung entsteht, 
ob die Reinigungsleistung noch weiter optimiert werden muss oder ob die Einleitung 
tatsächlich für das Gewässer einen solchen Schaden darstellt, sodass man über einen 
weiteren Anschluss im Außengebiet nachdenken muss. Das sind aber Einzelfallfragen. 

Sie sprechen einen wichtigen Punkt an; darüber wird zukünftig noch diskutiert werden. 
Möglicherweise könnte man zulasten des Anliegers – der muss ja seine Abwasserent-
sorgung bezahlen – noch weitere Maßnahmen durchführen: entweder die Anlage weiter 
aufrüsten, mit einer Membran zum Beispiel, oder dann doch an den Kanal anschließen, 
wenn sich das wirtschaftlich irgendwie darstellen lässt. Da ist nicht das Ende der Fah-
nenstränge erreicht. Das war Ihre Frage, und das kann man klar mit Ja beantworten.  
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Dr. Ralf Nolten (CDU): Herr Bosse, das war mir eben ein Stück weit zu einfach. Ich 
bin im Verbandsrat des Wasserverbands Eifel-Rur, und da haben wir einen zusam-
mengebrochenen Kanal gehabt. Der ist vorher nicht hochgestuft worden. Heute habe 
ich in der Ausführung der Ersatzröhre und so weiter keine nennenswerten Verbesse-
rungen gegenüber der Situation, als wenn er nicht zusammengefallen wäre. Das heißt, 
ich habe keine anderen Bauzeiten in dem Bereich und so weiter und so weiter. 

Sie sagen mir, das könne man im Einzelfall berücksichtigen. Das ist aber kein Ansatz, 
den ich in der Betrachtung der Risikowahrscheinlichkeit und bei den Gegebenheiten, 
die ich da habe, grundsätzlich ändere. Da müsste ein systematischer Ansatz hin, und 
das war eigentlich mein Anliegen: Wie komme ich in einen systematischen Ansatz?  

Bert Bosseler (Institut für Unterirdische Infrastruktur [per Video zugeschaltet]): 
Der Fall ist mir sehr wohl bekannt, weil wir genau für diesen ein Risikomanagement 
durchgeführt haben, bei dem die Bezirksregierung dann zugestimmt hat, dass auch mit 
veränderten Inspektionsintervallen, veränderter Inspektionstechnik und mit entsprechen-
den Sicherungsmaßnahmen im Prinzip ein Risiko auf vertretbarem Niveau gehalten 
wird, bis diese Baumaßnahme, die Sie gerade angeführt haben, entsprechend umge-
setzt werden kann. Ja, das ist genau das Ziel, so etwas, was in diesem Verbandsgebiet 
sehr erfolgreich durchgeführt wurde, auch auf breiterer Basis zum Beispiel für Nord-
rhein-Westfalen entsprechend umzusetzen, sodass es nicht nur für diesen typischen 
Kanal gilt, sondern eben auch auf anderen Kanälen angewendet werden kann. 

Eine solche Vorgabe gibt es bisher noch nicht. Es gibt keine Leitlinie, wie für Kanäle 
Risikomanagement in dem Sinne durchgeführt werden kann. Das orientiert sich, was 
die Regelwerke oder auch die Selbstüberwachungsverordnung und den Runderlass, 
also die Landesgesetzgebung angeht, alles sehr stark daran, ob die Funktionsfähigkeit 
eingeschränkt wird, und weniger an den Auswirkungen. Die Auswirkungen stehen da 
nicht im Vordergrund, sie werden erst im ABK intuitiv durch die Betreiber berücksichtigt.  

Das war eine sehr erfolgreiche Maßnahme, die Sie da im Wasserverband Eifel-Rur 
gerade mit der Bezirksregierung abgestimmt haben. Da waren wir selber beteiligt. 

Prof. Dr. Johannes Pinnekamp (Sachverständiger EK III): Frau Lenz, Sie betonen 
die Bedeutung von Bürgerbeteiligungen, um die Akzeptanz von Maßnahmen auch zur 
Klimaanpassung zu erhöhen. Wie läuft so eine Bürgerbeteiligung ab? Ist das wirklich 
so, dass es am Ende erfolgreich ist? Erhöht es die Akzeptanz? Haben Sie da Bei-
spiele? Wie geht man da vor? 

Jutta Lenz (Abwassernetzwerk Rheinland): Aus unserer Sicht vereinfacht die Bür-
gerbeteiligung bei allen Dingen, die man innerhalb der Stadt umsetzen möchte, die 
Dinge. Man kann Ideen der Bürger einbringen. Bürger fühlen sich mitgenommen und 
eingebunden und sind dann, weil sie es eben mitgestalten können, bis zu einem ge-
wissen Grad nicht so auf Krawall gebürstet. Das ist eine sehr, sehr gute Sache, Dinge 
voranzutreiben. 
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Die erste Bürgerbeteiligung war nicht ganz unfreiwillig: Die hatten wir im Zuge der 
Hochwassermaßnahmen beim Bau eines Pumpwerkes in Rodenkirchen. Da gab es 
massive Probleme mit der Baufirma: Die anliegenden Bürger haben sich immer massiv 
wegen Lärmbelästigung und so weiter beschwert. Und irgendwann haben wir dann mit 
den Bürgern zusammen ein Konzept überlegt, wie man das weiter vorantreiben kann, 
also wie man diese beiden Interessen unter einen Hut kriegt. Es ging sogar so weit, 
dass wir samstags bauen konnten, um die gesamte Bauzeit zu verringern. Das war 
eine sehr erfolgreiche Sache. Seither machen wir bei sehr vielen umliegenden Dingen 
Bürgerbeteiligungen. 

Wir haben zwei Schwammstadt-Konzepte. Das war einmal im Bereich Porz ein öffent-
licher Platz, der mit Ideen von den Bürgern umgestaltet worden ist. Dann gab es noch 
einen Bereich, wo wir eine Festwiese mit in die Planung integriert haben. Das ist auch 
mit Bürgern gelaufen. Und zum Beispiel beim Bau der Müllverbrennungsanlage – da 
erleben wir sehr massive Kritik von der Bürgerinitiative – informieren wir dann die Bür-
ger und machen richtige Veranstaltungen, wo auch Bürger zu Wort kommen und wo 
man so weit es geht Prozesse und Projekte mit den Bürgern besprechen kann. Es geht 
einfach um Informationen, denn oft sind Bürgerbegehren oder Bürgerkritiken darauf 
begründet, dass sie sich nicht genug informiert fühlen. Diese Informationen an die 
Leute sind sehr wertvoll, um Sachen voranzubringen. In Schwammstadt-Konzepten 
kommt es ja auch darauf an, dass private Leute ihre Grundstücke, ihre Häuser mit 
möglichst viel Grün ausstatten. Das ist essenziell, damit es am Ende auch funktioniert.  

Vorsitzende Astrid Vogelheim: Ich schaue in die Runde. Gibt es noch Fragen? – 
Das sehe ich nicht. 

Dann bedanke ich mich ganz herzlich bei den Sachverständigen, die sich heute teil-
weise sehr spezifischen Fragen gestellt haben. Ich danke auch allen interessierten 
Gästen der Anhörung. Hiermit ist der öffentliche Teil beendet. Ich bitte darum, die 
Nichtöffentlichkeit herzustellen. 

(Es folgt ein nichtöffentlicher Teil; siehe nöEKPr 18/52) 

gez. Astrid Vogelheim 
Vorsitzende 

Anlage 
25.06.2025/27.06.2025 
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